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Zweite Kammer.

28. SffenMche Sitzung
am Freitag den 28. Januar 1910 .

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben. Sodann

Fortsetzung der Beratung üb« das Budget Groh . Ministe¬
riums des Innern für 1910 und 1911 , Ausgabe Titel XVI ,
Einnahme Titel VII (für Förderung der Landwirtschaft ) , und
damit (Ausgabe Titel XVI § 42) in Verbindung: den Antrag
der Abgg. Dr. Zehnter u . Gen., das Anbauverbot in bezug auf
in Amerika heimische Reben betr. (Drucksache Nr. 27) — Druck¬
sache Nr. 12d —, Berichterstatter : Abg . Freiherr von
Mentzingen ;

ferner Begründung und Beantwortung der Interpellation
der Abgg. Schmidt -Karlsruhe u . Gen., die Maßnahmen gegen
Übermäßige Hegung des Wildstandes betr . (Drucksache Nr. 18) .

Zuvor wurde beraten über den Antrag der Abgg. Rebmann
und Genossen , die Neckarkanalisation und die Schiffahrtsab¬
gaben betr . (Drucksache Nr. 20 b) .

Am Regierungstisch : Minister des Innern
Wirkl . Geheimerat Frhr . von und zu Bodman ,
Ministerialdirektor Geh. Oberregierungsrat W e i n -
g ä r t n e r , die Geh . Oberregierungsräte Rebe und
Wiener , Oberregierungsrat Hafner , die Regie-
pungsräte Cronberger und vr . Paravicini .

Präsident Rohrhurst eröffnet kurz nach SŶ Uhr die
Sitzung .

Zunächst werden folgende Eingänge angezeigt :

I . Petitionen :
1 . der Gemeinde Tiengen um Errichtung einer Bahn¬

steighalle daselbst ;

2. von mittleren , im Bezirksdienst stehenden Justiz -
beamten, den Gehaltstarif betr . ;

6. der Krankenwärter der psychiatrischen Klinik der
Universstät Freiburg i. Br . um Besserung ihrer
Dienstverhältnisse:

r4 . der Kreisstraßen - und Wegwärter des Kreises Mos¬
bach um Besserung ihrer Einkommensverhältnisse :

8. der badischen Lokomotiv - und Schiffsmaschinenbeain -
ten um Verbesserung ihrer Lage :

8. des Vereins staatlich geprüfter Tiefbauwerkmeister ,
ihre Verwendung bei der Eisenbahnverwaltung
betr. ;

7. des Vereins badischer Signal - und fahrdienstleiten¬
der Weichenwärter um Aufnahme in eine höhere

, Klasse des Gehaltstarifs ;

8. des zuruhegesetzten Lokomotivführers Friedrich Mar¬
tin in Heidelberg um Erhöhung seines Ruhege¬
haltes ;

9. der Fischereigenossenschaften , Pächter und Fischerei¬
berechtigten für Rhein und Nebenflüsse wegen Mil¬
derung der Vorschriften über die Maschenweite der
Netze .

Die erste Petition wird der Kommission für Eisenbah¬
nen und Straßen , die übrigen Petitionen werden der Pe¬
titionskommission überwiesen.

II . Entschuldigungsschreibendes Abg. Wittemann we¬
gen Krankheit. Der Präsident wünscht baldigste Gene¬
sung.

III . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer
des Inhalts , daß diese die Rechnungsnachweisungen für
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die Jahre 1907 und' '1908 ebenfalls beraten und gleich 8erZweiten Kammer für unbeanstandet erklärt habe.
Der Präsident gibt fodann bekannt, daß aufGrund einer Vereinbarung unter den Parteien das Hausmit Zustimmung der Regierung damit einverstanden fei,daß in Anbetracht der Dringlichkeit der Angelegenheit der

Antrag der Abgg. Rebmann und Genossen , die
Neckarkanalisation und die Schiffahrtsab¬gaben betr ., heute sofort beraten werde, wodurch die
Interpellation der Abgg. Vogel und Genossen ,die Abwendung der Schiffahrtsabgaben und Erstellungdes Neckarkanals betreffend, sich, erledige.

Als Vertreter der Antragsteller erhält das Wort
Abg. B o g e l -Mannheim (Dem.) : Ehe ich auf die

Materie selbst eingehe, will ich namens der Interpellan¬ten unser Einverständnis damit erklären , daß die In¬
terpellation durch die heutige Verhandlung des
Antrages gegenstandslos geworden ist.

Wenn wir den Antrag : „Die Unterzeichneten bean¬
tragen , die Großh . Regierung wolle die Frage der
Neckarkanalisation durch bundesfreundliches Zusammen¬wirken der beiden Regierungen von Württemberg und
Baden einer möglichst baldigen Lösung entgegenführenund zugleich ein Einverständnis in der Frage der Schifs-
fahrtsabgaben anstreben "

, so schnell eingebracht und auch
den Wunsch ausgesprochen haben , daß er noch in der heu¬
tigen Sitzung beraten wird , so ist die dringliche Be¬
handlung dieser Angelegenheit damit zu erklären , daß
voraussichtlich am nächsten Montag der Bundesrat über
die Frage der Schifsahrtsabgaben entscheiden wird.

Die Fragen Neckarkanalisation und Schiffahrtsab¬
gaben stehen für Baden wie für Württemberg in einem
so engen Zusammenhänge , daß sie nicht mehr vonein¬
ander zu trennen , nicht mehr einzeln, sondern nur noch
gemeinsam zu behandeln

''
sind. Auf die materielle Seite

der Schiffahrtsabgaben werde ich selbstverständlich bei
der Begründung dieses Antrages nicht eingehen, da wiruns ja über diese Materie schon verschiedentlich in aus¬
giebiger Weise unterhalten haben. Natürlich kann iches nicht ganz umgehen, diese Frage wenigstens zu strei¬
fen, da, wie gesagt, beide Fragen so eng miteinander ver¬bunden sind .

Bis Ende 1906 konnten wir in Baden uns fest darauf
verlassen, daß Württemberg als Kämpferin gegen die
drohende Einführung der Schiffahrtsabgaben Seite anSeite mit uns stehe . Noch am 28 . Januar 1907 erklärte
in der Stuttgarter Handelskammer ihr Sekretär , Herr
Professor Huber , die Schiffahrtsabgaben , die der Ent¬
wicklung unseres gesamten Wirtschafts - und Verkehrs¬
wesens widersprächen, seien zu verwerfen . Und auch der
Geh . Hofrat l) r . v . Jobst , den ich später noch einmal nen¬nen werde, sprach sich in dieser Handelskammersitzung
entschieden gegen die Schiffahrtsabgaben aus . Es wurdedamals von der Handelskammer beschlossen, die würt '
tembergische Regierung sei dringend zu ersuchen , ihre
Bevollmächtigten im Bundesrat dahin zu instruieren , daß
sie sich mit Entschiedenheit gegen die Einführung der
Schiffahrtsabgaben erklären .

Einige Wochen später war ein Umschwung zuerst be¬sonders in Regierungskreisen wahrzunehmen , und nachund nach sind auch die Handelskammern Württembergspon dem ablehnenden Standpunkt in der Frage der

'
Schiffahrtsabgaben abgekommen. Und zwar sind die
Württemberger besonders deshalb von der Gegnerschaftgegen die Schiffahrtsabgaben abgekommen, weil sie be¬
fürchteten, die Neckarkanalisation werde, wenn die Schiff-sahrtsabgaben nicht eingesührt würden , auf viele, viele -
Jahre hinausgeschoben. Es spricht das deutlich der Saheines Briefes aus , den damals ein hervorragender würt »
tembergischer Parlamentarier an einen MannheimeiFreund geschrieben hat , in dem er bemerkte: „Der Wasser¬weg nach Württemberg wird allmählich ein Lebensinter¬
esse Württembergs . Baden und besonders Mannheimhätten doch auch ein Interesse daran , daß sich Württem¬berg entwickle , besonders, wenn auch auf anderen
Staatsgebieten Wasserwege erstellt werden ". Gewiß hatBaden und Mannheim auch ein Interesse daran , daß sichWürttemberg wirtschaftlich gut entwickelt; aber das
Interesse muß auch von der andern Seite Baden gegen¬über dargebracht werden. Württemberg müßte , in die¬
sem Sinne gesprochen , ebenfalls ein großes Interessedaran haben, daß Baden nicht durch die Einführung der
Schiffahrtsabgaben an seinem wirffchaftlichen Lebens¬
nerv schwer betroffen werde.

Nachdem die Geheimerate aus dem preußischen
Verkehrsministerium den deutschen Bundesstaaten ,die sich den Schiffahrtsabgaben gegenüber ab¬
lehnend verhielten , ihre Besuche gemacht haben und
durch ihre überredungskunststücke und wahrschein¬
lich auch durch Versprechungen es fertig gebracht haben,daß nach und nach ein Staat nach dem andern von der
Gegnerschaft abgebröckelt ist, sind einige kleine Staaten
ausgenommen eigentlich nur noch Baden , Hessen und
Sachsen einmütig Gegner der Schiffahrtsabgaben ge¬blieben. Nachdem Preußen Württemberg die teilweise
Erstellung des Großschifffahrtsweges nach Heilbronn aus
den Einnahmen dieser Abgaben versprochen hatte , und
nachdem auch versprochen worden war , daß die Abgabe
selbst nur sehr niedrig bemessen werden solle, da schwandin Württemberg das Interesse für den benachbarten
Bundesstaat Baden , und die eigenen Interessen , die rein
Württemberger Interessen , gewannen die überhand .Wir machen daraus Württemberg keinen Vorwurf , aber
wir können auch nicht unwidersprochen hingehen lassen ,wenn in württembergischen Zeitungsartikeln der badi¬
schen Regierung der Vorwurf gemacht wird , daß sie sich
jahrelang gegenüber der Einführung der Neckarkanali¬
sation sehr passiv verhalten habe. Denn wenn Würt - '
temberg auf der einen Seite in einer solch tief einschnei¬denden Frage wie der der Einführung der Schiffahrts¬
abgaben sogar seinen prinzipiellen Standpunkt ändert , bloßum der Wahrung seiner eigenen Interessen willen, dann
kann es der badischen Regierung keinen Vorwurf machen ,wenn diese, solange sie auf dem Standpunkt stand, daßdie Eröffnung des Großschifffahrtswegs von Mannheim
nach Heilbronn große Schäden für den Mannheimer
Handel und große Einnahmeausfälle für die badischen
Staatseisenbahnen bringen würde , sich wenigstens passivder Einführung der Neckarkanalisation gegenüber ver¬
halten hat . Wie ich schon sagte, hat auch die Handels¬kammer von Stuttgart , deren Stellung ich Ihnen ge¬
kennzeichnet habe, gleich einige Monate später , im April1907 ihren Beschluß vom 28. Januar desselben Jahreswieder umgeworfen und sich einmütig für die Schiff-
sahrtsabgaben erklärt , nachdem schon andere Handels¬kammern Württembergs ihr vorangegangen waren .Ebenso hat der württembergische Landtag am 7. und



8. Juni zugunsten öer Abgaben Stellung genommen und'

> ie Regierung ermächtigt, in dieser Richtung mit Preu¬
ßen zu verhandeln . Die Württemberger erwarten nun
das Heil der Neckarkanalisation von den Schiffahrtsab¬
gaben , und sie waren , und sind wenigstens zum Teil jetzt
noch , von dieser Idee geradezu begeistert. Und zu dieser
Begeisterung sind sie gebracht worden durch die wir¬
kungsvollen Überredungskünste des Herrn Ministerial¬
direktors Dr . Peters . Auf einmal waren die Schiff¬
fahrtsabgaben nach der Ansicht Württembergs nicht mehr
ein Hemmnis für die Entwicklung unseres gesamten
Wirtschafts- und Verkehrswesens, im Gegenteil , sie wur¬
den jetzt als für das Wirtschafts - und Verkehrswesen
fördernd angesehen . Sie waren nicht mehr das Produkt
einer durch agrarische Einflüsse gestärkten reaktionären
Gesinnung, sondern die Schiffahrtsabgaben wurden nun
als die Förderer großer , fegenbringender kultureller
Aufgaben der Gegenwart bezeichnet . Sie sind jetzt in
den Augen Württembergs der Talisman , durch welchen
gewaltige Schätze der Kultur den wirtschaftlichen Inter¬
essen dienstbar gemacht werden können. Man dachte nicht
daran , daß niedere Abgaben, von welchen ja nur die
Rede war , auch nur geringe Einnahmen bringen und,
wenn man 3 bis 4 Millionen einnehme, es lange dauern
müsse, bis alle Versprechungen der Geheimräte des preußi¬
schen Verkehrsministeriums erfüllt werden können. Die
Neckarkanalisation beansprucht 28 Millionen Mark , der
Main - und Donau -Mainkanal erfordert eine ähnliche
Summe . Wir haben in den letzten Tagen gelesen , daß
Meiningen umgefallen ist , dem der Werrakanal verspro¬
chen ist ; auch der erfordert Summen . Was bleibt dann
für den Rhein überhaupt noch übrig ? Köln hat man ge¬
wonnen mit der Versprechung, die Vertiefung der Fahr¬
rinne bis Köln durchzuführen, was ebenfalls ungeheuere
Kosten verschlingen wird , und die Gegend bis Mainz ,
selbst bis nach Mannheim zu glaubte man mit der Aus¬
sicht gewinnen zu können — auch Württemberg gegen¬
über wurde das versucht —, daß die Wasserrinne bei
Bingen ebenfalls vertieft werde, damit auch größere
Schiffe durchfahren könnten. Es werden also entweder
die Abgaben erhöht oder die Erfüllung mancher dieser
Versprechungen wird auf absehbare Zeit hinausgeschoben
werden müssen .

Jetzt in der allerletzten Stunde scheinen
Vernunft , klare Logik und bundesfreundliche
Rücksicht sich wieder Geltung verschaffen zu wollen, es
dringt nach und nach die Ansicht durch , daß der größte
und mächtigste Staat in diesem Zweckverbande, der ge¬
schaffen werden soll, entweder allein oder mit feinen
Statisten die Entscheidung in der Hand behalten
wird . Vr . Otto Maier sagt in seiner neuesten Broschüre :

„Das neue Gesetz wird jedem das Seine bringen ,
Preußen darf seinen Kanal eröffnen und gewinnt ein
neues großartiges Machtmittel , Bayern
erhält seine Mainstraße und Württemberg seinen Neckar¬
kanal . Wenn aber dieser Erfolg nur dadurch erreicht
werden konnte, daß Baden und Sachsen schwere Rechts¬
einbußen erleiden müssen , so ist das , eben unter
jenem höheren Gesichtspunkt des Bundesrechts betrach¬
tet , nichts anderes als ein materielles Unrecht, als ein
Rechtsbruch "

. Diese Worte haben ihren Eindruck
nicht verfehlt . Nachdem nun auch in den wirtschaft¬
lichen Interessentenkreisen Badens u . insbesondere Mann¬
heims eine mildere Auffassung über die Wirkungen
einer Großschiffahrt nach Heilbronn sich geltend machte ,
da man im Hinblick auf die Fortschritte der Technik

gleichzeitig Wasserkräfte zu geüümten gedächte, 1nd&te
die Gemeinsamkeit der wirtschaftlichen Interessen bei¬
der Länder auf dem Gebiete des SchiffahrtS - und Eisen¬
bahnverkehrs wieder an Gewicht gegenüber der Inter -
esseneinseitigkeit gewinnen, wie das in zahlreichen Ar¬
tikeln zum Ausdruck gekommen ist. Dieser frische bun¬
desfreundliche Zug wird aber wohl wieder erstickt wer¬
den, wenn schon in den nächsten Tagen die Entscheidung
für die Schiffahrtsabgaben ausfallen wird . Die süd¬
deutschen Staaten müssen jn gutes Einvernehmen mit
einander kommen und müssen darin bleiben , das ver¬
langt unter den gegenwärtigen Wirtschasts- und inner -
politischen Verhältnissen der eigene Selbsterhaltungs¬
trieb . Nicht zum Kampfe gegen Norden oder gegen
Preußen soll diese Annäherung oder Gemeinschaft erstrebt
werden, sondern sie soll die Anbahnung sein für eine
Verständigung in deutschen Verkehrsfragen und deut¬
scher Verkehrspolitik. Zur Erreichung dieses großen
Zieles ist aber, wie die Verhältnisse nun einmal liegen,
eine unausbleibliche Vorbedingung , daß die Schaffung
eines Zweckverbandes der süddeutschen Staaten zur ge¬
meinsamen Wahrung der eigenartigen süddeutschen In¬
teressen auf dem Gebiete des Schiffahrts - und Eisen¬
bahnbetriebs erstrebt werde. Wenn die süddeutschen
Staaten unter sich eine Einigung in dieser tief eingrei¬
fenden Frage erreicht haben, dann ist es viel leichter,
infolge dieser Gemeinschaft eine Verständigung mit dem
Norden und besonders mit Preußen zu erzielen und zu
ermöglichen .

Die Aussicht einer freundlichen An¬
näherung zwischen Württemberg und
Baden auf dem Gebiete der Neckarkanalisation hat
nun in den letzten Wochen einen regen Gedankenaus¬
tausch in der Presse und zwischen den befreundeten Par¬
lamentariern beider Staaten hervorgerufen , der zum
Segen beider Länder hoffentlich reiche Früchte tragen
wird . So schrieb z. B . am 10. Januar d . I . ein würt -
tembergischer Parlamentarier in der „Frankfurter
Zeitung " unter anderem: „Es ist in dieser ganzen großen
und wichtigen Sache zweifellos eine Unterlassung , daß
Baden und Württemberg nicht offen loyal und gründlich
den beiderseitigen Standpunkt gemeinsam erörtert
haben. Wollte Baden, wenn auch außerordentlich spät ,
aber doch vor entscheidenden Abstimmungen eine solche
Aussprache herbeiführen, so entspricht es weder dein
wirtschaftlichen noch dem politischen Jnteresie Württem¬
bergs , einfach abzuwinken . Für eine solche Haltung ,
wenn sie gemeinsame Erhebungen über die beiderseitigen
Interessen abschneiden würde, könnte sich die württem -

bergifche Regierung Wohl nicht auf den Landtag berufen ,
der das Novum einer Bereitwilligkeit Badens zu gemein¬
schaftlicher Erörterung der beiderseitigen Interessen
überhaupt nicht gekannt hat .

" Es heißt dann zum
Schluß : „ Es ist nie zu spät, Fehler zu vermeiden , die noch
nicht gemacht sind und die ernste wirtschaftliche oder poli¬
tische Nachwirkungen leicht haben könnten. Freilich hat
in der ganzen Frage der Schiffahrtsabgaben das , was
man Staatskunst heißt, mannigfach gefehlt.

" Dann heißt
cs in einem Satz, den ich noch besonders hervorheben will :

„Baden hat sich ein Jahrzehnt lang passiv verhalten und
Württemberg mußte sich an den schmerzlichen Gedanken
gewöhnen , daß Baden ein Gegner des Neckarkauals sei .
Zwar hat die Gemeinde Heidelberg sich aus Lokalinter¬
esse zu Gunsten des Projekts bemüht, aber im sonstigen
Großherzogtum und lange Zeit auch in Mannheims
Handelskammer regte sich nichts , was über platonische
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Sympathie hinausging . Die Rechnung, es werde Mann -heim am Umschlagoerkehr und Baden an der Eisenbahn¬fracht ohne Ersatz verlieren , konnte diese Haltung er¬klären , aber nicht rechtfertigen, in den Augen der Würt -temberger nicht , weil sie nicht nachbarlich und weil siefalsch war ."

Ich habe schon vorhin ausgeführt , daß ich es für un¬richtig halte , wenn von seiten Württembergs gesagt wird,daß sich Baden jahrelang passiv verhalten habe. Wenndie badische Regierung annehmen mußte , daß von derKanalisation des Neckars große Nachteile für die badischeBevölkerung und insbesondere für die badischen , Ge¬schäftskreise erwartet werden müßten , war es ihre Pflicht,sich abwartend zu Verhalten. Nachdem ich also noch ein¬mal erklärt haben will, daß das Verhalten der Regierungin dem früheren Stadium nach meiner Ansicht ganzeinwandsfrei war , frägt sich nun , ob die etwas zögerndeund abwartende Stellung , welche die Regierung später¬hin eingenommen hat , ebenfalls gutgeheißen werden darf .
Schon im November 1908 wurde , wie man mir mit¬geteilt hat , unsere badische Regierung von Mann¬heimer Großinteressenten darauf aufmerksam gemacht ,daß man jetzt nach eingehendem Studium dieser Frageund nach Erfahrungen , die man auf anderem Gebietegewonnen habe, die Frage der Neckarkanalisation vomgeschäftlichen u . wirtschaftlichen Standpunkt aus andersbeurteile als früher , daß die Beurteilung eine viel günsti¬gere geworden sei. Es wurde mir auch jetzt gesagt, daß derMannheimer Großhandel gegen die Neckarkanalisationnichts einzuwenden habe ; wenn auch der EigenhandelMannheims , soweit er noch besteht und soweit er nochbestehen wird , wenn einmal Stratzburg der Ausgangs¬punkt der Rheinschiffahrt sein wird , noch mehr als jetzteingeschränkt werden würde , so sei der Schaden doch nichtso groß wie der Nutzen, der daraus entstehen würde , daßdie Reedereien ein weiteres Feld ihrer Tätigkeit gewin-nen und die Jndustrieprodukte Mannheims zu billigenSätzen den Rhein und den Neckar hinauf gelangenkönnten. '

Es wurde mir ferner mitgeteilt , daß man schon zujener Zeit , also Ende 1908 , erfahren habe, daß es deirHerren in Stuttgart mit ihrer Zustimmung zu den
Schiffahrtsabgaben etwas unheimlich zu werden beginne,und, wenn von Karlsruhe die Hand geboten werde, sowürde man voraussichtlich lieber mit Baden als mitPreußen paktieren ; es wurde auch vermerkt, daß bei deüiVerbandstag süddeutscher Industrieller ein sehr einfluß¬reicher Herr des württembergischen Jndustrieverbandeserklärt habe, die Württemberger sähen ein, daß sie eine

Dummheit gemacht hätten , als sie für die Schiffahrtsabga¬ben eingetreten seien. Aber auch die weitere Erkenntnis hatsich immer mehr, auch bei den württembergischen Inter¬essenten Bahn gebrochen , daß die Schiffahrtsabgabenkeineswegs zu einer Verbilligung des Verkehrs führenwerden, wenn auch durch diese Abgaben die Kanäle er¬stellt werden können, denn Preußen hat es in der Hand ,durch eine kleine Änderung der Bahntarife die ganze '
Stromverbesserung illusorisch zu machen ; das gleichekönnten ftanzösische Bahnen tun , wie sie schon jetzt demRhein englische Kohlen weggenommen haben, indem siedurch ihre Tarifpolitik die Verfrachtung von den Kanal¬häfen über die französischen Bahnen nach Genf rentabelgemacht haben.

Die Württemberger haben sich auch sehr ernstlich dieFrage vorgelegt, ob Württemberg den Kanal nicht früherund schließlich mit Rücksicht auf das , was ich eben aus¬

geführt habe, auch billiger m i t Baden als gegenBaden bekommen könnte. Auch diese Frage wird gegen-wärtig in Stuttgart sehr entschieden in Baden günstigen!Sinne erörtert .
' Auch die Vertreter der fünf Grotzschiff-fahrtsgesellschaften von Mannheim haben, nachdemsie gefragt waren , welche Stellung Schiffahrt und Han¬del in Mannheim zu der Frage der Kanalisation desNeckars einnehme, durch die Mannheimer Handels -kammer mitteilen lassen , daß Nachteile für Mannheimvon der fraglichen Kanalisation kaum zu befürchten seien,und auch der Nachteil, den die badische Bahn etwa da¬durch erleiden könnte, daß Güter , die jetzt bei ungün¬stigen Wasserständen im Sommer per Bahn nach Würt¬temberg verfrachtet werden, künftig der Wasserstraßezufallen, werde dadurch Ausgleich finden , daß die durchVerbesserung des Wasserverkehrs für den WassertransPort gewonnenen neuen Güter im Winter der Bahn zu-

gute kämen; jedenfalls werde der Nachteil, den die Bahndurch die Neckarkanalisation erleiden könne , gering seingegenüber der Schädigung nach Einführung von Schifffahrtsabgaben . Der größte Teil der Kosten der Kanali¬sierung würde durch Verwertung der Wasserkräfte desKanals aufgebracht werden, deren Gewinnung auch imInteresse der Mannheimer und Heidelberger Industriesehr zu begrüßen wäre . Die Schiffahrt auf dem Neckarwürde nach Vollendung der Kanalisation von sämtlichenMannheimer Schiffahrtsgesellschaften ausgenommenwerden.

Württemberg erwartet nun in dieser Frage von Badenkeine platonische Zuneigung , sondern eine praktische Mit¬wirkung . Wir hatten , soweit wir uns mit der Stimmungin den Kreisen der Regierungen beider Länder bekannt
gemacht hatten , geglaubt , daß eine Annäherung dersel¬ben , wenn auch nicht offiziell, so doch wenigstensoffiziös, und zwar klar und deutlich erfolgen werde. Manhatte sogar die Vermutung , als ich anfangs Januar inStuttgart war , daß einige Tage vorher ein hoher badi¬
scher Regierungsbeamter , man munkelte sogar von einemMinister , in Stuttgart gewesen sei, um über diese Fragezu verhandeln , und man freute sich darüber , falls daswahr sein sollte. Leider scheint diese Vermutung nichtdas richtige getroffen zu haben, denn die Verhandlungenzwischen Baden und Württemberg waren zu jener Zeitnoch nicht vorwärts gekommen . Besonders nachdem die
Nachricht , die ich bereits bei der Anfrage , die ich beiVerhandlung des Budgets des Großh . Staatsministe¬riums stellte , erwähnte , daß nämlich anläßlich der Ver¬sammlung des württembergischen JndustrieverbandesHerr Geh. Hofrat von Jobst gesagt habe, mit Badenhabe Württemberg schon im Mai vorigen Jahres Füh¬lung zu nehmen versucht , aber ohne Erfolg , und jetzthabe die badische Regierung zwar geschrieben , aber ineiner Form , die beweise , daß Baden kein großes Inter¬esse an der Sache nehme, unwidersprochen in die Welihinaus gegangen ist , mußten wir , die wir eine freund¬schaftliche und bundesnachbarliche Annäherung zwischenBaden und Württemberg als ein Ideal erstreben undbegrüßen , zweifelnd werden. Wir hielten es alsofür notwendig , die Interpellation und dann später denheute zur Beratung stehenden Antrag einzubringen , weilwir , da diese Nachricht in den Kreisen Württembergsverbreitet wird, ohne daß von der badischen Regierungirgendwie etwas Aufklärendes dagegen gesagt wird , be¬fürchten müssen , daß die gute Stimmung für Baden,die, wie ich schon sagte, in parlamentarischen wie in indu-



striellen und Handelskreisen sich in den letzten Wochen
bemerkbar gemacht hat , wieder einen Rückschlag erleiden
könnte . Gerade das ist ein weiterer wichtiger Grund » der
mitbestimmend für die große Eile gewesen ist, welche
uns veranlaßt hat , den Antrag einzubringen .

Es muß sich uns nun die Frage aufwerfen : Können
wir in Baden angesichts unserer heutigen finanziellen
Lage uns an dem Bau des Neckarkanals beteiligen ? So¬
weit meine Kenntnis in dieser Angelegenheit reicht , ist
diese Frage mit einem „Ja " zu beantworten . Da der
Vorteil , welcher durch den Bau des Neckarkanals für
Baden erreicht wird , in erster Linie der Zukunft mit zu¬
gute kommt , ist es übrigens selbstverständlich, daß die Mit¬
tel, die wir für den Bau des Neckarkanals eventuell mitauf -
wenden, durch Anlehensmittel aufgebracht wer¬
den können . Sie werden wissen — in diesem Jahre
habe ich mich darüber nicht geäußert , aber vor zwei
Jahren —, daß ich nicht auf dem Standpunkte stehe,
daß alle scheinbar einmaligen Ausgaben aus Anlehens¬
mitteln bestritten werden sollen , sondern daß derartige
Ausgaben , ehe Man sie aus Anlehensmitteln bewilligt ,
nach allen Seiten hin auf das Gründlichste geprüft wer¬
den müssen . Ausgaben für die Neckarkanalisation kön¬
nen aber einer derartigen Prüfung standhalten , so daß
wir unbesorgt und ohne einen Vorwurf von unseren
Nachkommen erwarten zu dürfen , die Frage der Be¬
streitung der Kosten aus Anlehensmitteln unbedingt be¬

jahen können.
Die Wasserkräfte , welche nur durch den Ausbau

des Neckarkanals gewonnen werden können, werden ent¬
sprechend dem Fortfchreiten des Ausbaus zuerst auf badi¬

schem Gebiete nutzbar gemacht und erst später auf würt -

tembergischen Gebiete. Die Kraftanlagen auf badischem
Gebiete sind für den Staat schon deshalb gleich nutzbrin¬
gend, weil die elektrische Kraft , die aus diesen Anlagen
gewonnen wird , auch leicht abgegeben und verwertet
werden kann. Die Kraft wird in der Nähe Mannheims
und Heidelbergs gewonnen, und die beiden Städte
Mannheim und Heidelberg werden schon selbst Groß¬
abnehmer sein . Aber auch die großen industriellen Nie¬
derlassungen- die in Mannheim , Heidelberg und in dem
Umkreis dieser Städte sich befinden, werden erfreut sein,
wenn sie durch die Kraftanlagen zu einem billigen moder¬
nen Betriebsmittel gelangen können. Heute ist schon klar
und ist durch die Berechnung Sachverständiger bestätigt
worden, daß diese Kraft hier bedeutend billiger abge¬
geben werden kann, als es aus den Elektrizitätswerken
möglich ist , und daß dennoch ein Nutzen für den Staat
dabei herauskommt . Wenn wir den Reingewinn , der aus

. diesen Wasserkraftanlagen erzielt wird , kapitalisieren .—

ich will heute in der öffentlichen Sitzung aus leicht be¬

greiflichen Gründen auf diese Berechnungen nicht näher
eingehen —, können wir getrost Württemberg beim Bau
des Neckarkanals finanziell entgegenkommen, so daß
Württemberg bei der Ausführung dieses Kanales nicht
darauf angewiesen ist , von Preußen durch die Einführung
der Schiffahrtsabgaben Hilfe zu erwarten .

Wir Volksvertreter können es verstehen, wenn die

Großh . Regierung angesichts der finanziellen Lage und

gedrückt durch die Verantwortung , die sie übernimmt
und die wir ihr nicht abnehmen, sondern nur tragen Hel¬
sen können , abwägend und überlegend alle Momente ab¬

zuschätzen bemüht ist . Es gibt aber Verhältnisse , in
. denen Verzögerung von großem Nachteil und ein kräf¬
tiges Handeln und Vorwärtsschreiten von großem Vor¬
teil ist. So ist es heute. Weite erwerbstätige Kreise
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unseres Volkes schauen erwartungsvoll auf die Regie¬
rung und auf die Volksvertretung . Wir , die Volksver¬
treter , wir wollen heute der Regierung den Weg zeigen.
Wir bekunden heute, daß wir gewillt find, in dieser schwe¬
ren Entscheidung unsere Regierung zu unterstützen : wir
wollen heute der Regierung die Überzeugung beibringen ,
daß wir in der kräftigen Förderung dieser Frage ein¬
mütig hinter ihr stehen . Möge sie diesen Weg beschreiten ,
segenbringend für die Gegenwart und die Zukunft
unseres Landes , und nehmen wir deshalb den Antrag
einmütig an ! (Beifall links .)

Hierauf wird der Eingang folgenden Antrags ver
Abgg. Kopf (Zentr .) und Gen. angezeigt :

„Die Unterzeichneten beantragen , den Antrag 'der
Herren Abgg. Rebmann und Gen . , die Neckarkanali¬
sation und die Schiffahrtsabgaben betreffend , einer
zu bildenden Kommission von 9 Mitgliedern zur
Vorberatung zu überweisen."

In der Beratung erhalten das Wort

Minister des Innern Frhr . von und z u B o d m 'a' n :
Ich glaube, daß es zur Abkürzung der Verhandlung bei¬
tragen wird , wenn ich gleich antworte .

Zum Verständnis der Haltung der Großh . Regierung
ist es notwendig, auf die Geschichte der Frage der
Neckar kan alisierung zurückzugehen, insbeson¬
dere auf die Stellungnahme der Regierung
im Jahre 1903 . Unsere Erklärung an Württem¬
berg in dieser Frage datiert vom 15 . Juni 1903 ; veran¬
laßt war sie durch eine Anregung der Königlich Wütt -
tembergischen Regierung . Diese Regierung teilte uns
eine Denkschrift des Sekretärs der Handelskammer Heil
bronn, Huber , mit , in welcher auf Grund eines ^ Vorent -
würfs des Königlich Württembergischen Bauamtmannes
Specht das Problem der Neckarkanalisierung nach seiner
technischen und wirtschaftlichen Ausführbarkeit erörtert
war . Damals hat es sich um die Kanalisierung des
Neckars von Mannheim bis Eßlingen gehandelt , eine
Strecke von 200 Kilometer, von denen 91 Kilometer auf
Baden und 109 Kilometer auf Württemberg entfallen .
Die Kosten waren veranschlagt auf 42,7 Millionen , wo¬
von auf die badische Strecke 14,5 und auf die würltem -
bergische 28,2 entfallen sollten. - h

Wir haben damals eingehende Erhebungen und Er¬
wägungen angestellt; wir ' haben die interessierten Ge
nieinden, die Handelskammern , die Vereinigung dei
Neckarschiffer , die Oberdirektion des Wasser- und Stra¬
ßenbaues und die Generaldirektion der Staatseisenbah¬
nen gehört. Das Ergebnis war Folgendes : Man ging
davon aus , daß für unsere Anwohner am Neckar bereits
zwei Verkehrsmittel bestehen — die Eisenbahn und die
Schiffahrt auf dem Neckar (die Kettenschleppschiffahrt) —
und daß es kein Bedürfnis sei, ein verbessertes Verkehrs¬
mittel durch die Kanalisierung des Neckars zu erlangen ;
es ist weder von badischen Gemeinden noch von

'
sonstigen

Interessenten am Neckar in Baden ein Wunsch in dieser
Richtung geäußert worden.

Die Gemeinden haben sich, als sie damals im
Jahre 1903 gefragt wurden, im allgemeinen zwar nicht
ablehnend ausgesprochen , aber sie haben auch kein
besonderes Interesse an der Kanalisierung des Neckars
bekundet . Heidelberg hat sich ablehnend ausgesprochen,
da es eine schwere Schädigung seiner landwirtschaftliches
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Schönheiten und damit eine schwere Einbuße in seinemCharakter als Fremdenstadt befürchtete.
Die Handelskammern haben sich damals auchnicht dagegen ausgesprochen, die Handelskammer Mann¬heim insbesondere hat aber erklärt , es sollten für dasUnternehmen keine badischen Staatsmittel verwendetwerden. Die Handelskammer Heidelberg war geteilterAnsicht : einige ihrer Mitglieder waren für die Kanali¬sierung, aber lediglich im Ausblick auf die spätere Fort¬setzung der Kanalisierung bis zur Donau .

Die Neckarschiffer haben sich in der Mehrzahlfür die Kanalisierung ausgesprochen, sie haben dabei aberhinzugefügt , daß , wenn sie durch die Kanalisierung einenSchaden erleiden sollten, sie darauf rechneten, von derGroßh . Regierung schadlos gehalten zu werden (Heiter¬keit) . Die Oberdirektion und ebenso die Stadt Eberbachhaben aber das Interesse der Neckarschiffer als ein nega¬tives bezeichnet . Es wurde hier angenommen , daß sichdie Neckarschiffer nach Durchführung der Kanalisierungaus selbständigen Gewerbetreibenden in Schifferknechteverwandeln würden , da man dann nicht mehr mit denkleinen Kähnen fahren werde, welche die Neckarschifferals selbständige Gewerbetreibende führen , sondern mitgroßen Kähnen , die die Neckarschifser nicht anschaffenkönnen, es sei denn, daß sie sich genossenschaftlich organi¬sieren und man ihnen finanziell zu Hilfe kommt.
Die Oberdirektion , an deren Spitze damals der

hervorragende Sachverständige Honsell stand, hat denVorentwurf sehr kritisch untersucht und behandelt undkam zu dem Ergebnis , daß die von dem Entwurf erwar¬teten Vorteile , insbesondere bezüglich der Verwertungder Wasserkräfte, sehr problematische seien . Es wurdedarauf hingewiesen, daß noch an keinem kanalisiertenFluß eine Verwertung der Wasserkräfte erfolgt sei , auchnicht am Main ; es wurde weiter darauf hingewiesen,daß beim Main die Unterbrechung der Kraftleistung etwa '
Monate betrage , nämlich durch Hochwasser und Eis¬bildung lYs Monate und durch Niederwasser 2 Monate ,sowie daß am Neckar der Wechsel zwischen hohen und nie¬deren Wasserständen und die Eisbildung noch viel un¬günstiger sei . Man tperde also die Kraftwerke nur er¬richten können, wenn man gleichzeitig sehr starke Dampf¬reserven errichte ; das aber stelle die Rentabilität völligin Frage . Es wurde weiter damals angenommen , daßdie Nadelwehre , welche in Aussicht genommen waren ,wasserdurchlässig , öfterer Reparatur bedürftig feien unddaß dadurch wieder eine Unterbrechung der Kraftgewin¬nung eintrete usw. Es wurde neben anderen Nachteilenferner darauf hingewiesen, daß die Schiffahrt währenddes Baues des ' Kanals , der doch eine Reihe von Jahrenerfordern .werde, völlig einzustellen sein werde, auch dar¬auf , daß zukünftig die Schiffahrt talabwärts nur mitSchleppern erfolgen könne , während sie jetzt talabwärtsohne Schlepper erfolge, und daß die Zurücklegung desWeges von Mannheim nach Heilbronn wegen der großenAnzahl von Schleußen eine lange Zeit erfordern werde,wodurch der Vorteil , den man durch eine größere Zahlvon Schiftahrtstagen von der Kanalisation erwarte ,mehr oder weniger ausgeglichen werde.

Man hat ferner einen Ausfall für die Eisenbahn er¬wartet . Indessen hat die Generaldirektion kei¬nen ablehnenden Standpunkt eingenommen. Sie hatangenommen , daß der Spielraum zwischen Wasserfrachtund Eisenbahnfracht nicht erheblich sein werde. Auf

Grund dieser Annahme hat sie auch die Rentabilität dekKanalisierung bezweifelt : sie hat aber angenommen, daß,wenn die Kanalisierung zustande komme , neue industrielleWerke entstehen würden , daß sich dann im allgemeinender Verkehr belebe und dadurch ein Ausgleich für denAusfall entstehen würde.
Auf Grund dieser Erhebungen hat nun Baden am 18.Juni 1903 die Antwort gegeben : Von der Kanalisierungseien nennenswerteVorteilefür Baden nicht zuerwarten . Ich darf zu diesem Ausspruch noch daraufHinweisen , daß nennswerte Vorteile auch deshalb nichterwartet wurden , weil das Neckartal bis in die Gegendvon Neckarelz ziemlich eingeschnitten ist , sehr wenigFläche bietet für die Entwicklung von Industrien , dünnbevölkert ist . Bei Neckarelz breitet sich das Tal aus , daist es auch dichter bevölkert und ist auch schon Industrievorhanden . Die Abhänge des Neckartales, soweit es tiefeingeschnitten ist, sind mit Wald bedeckt . Es sind auchSteinbrüche da, diese könnten Nahrung für den Verkehrauf dem Neckar geben . Man hat aber angenommen , daß

sich der Verkehr, insbesondere auch mit den Steinen , nichtviel weiter ausbreiten werde, als er jetzt schon geht, weildie Steine hauptsächlich flußabwärts gehen und da so¬fort mit den Mainsteinen in Konkurrenz treten . Esseien also nennenswerte Vorteile für Baden nicht zu er¬warten . Dagegen sei eine Gefährdung gewisser badischerInteressen nicht ausgeschlossen . Gleichwohl wolle Badenaus freundnachbarlicher Rücksicht, vorbehaltlich aller Ein¬zelheiten — es lag ja damals noch kein ausgearbeitetesProjekt vor — sich grundsätzlich nicht abgeneigt erklären,gegebenenfalls dazu die Hand zu bieten, daß Ausführungund Betrieb auf badischem Gebiet ermöglicht würden.Baden hat sich also nicht schlechthin ablehnend verhalten ,hat nicht etwa gesagt : Wir geben nicht zu, daß auf unse-
, rem Gebiete die Kanalisierung durchgeführt wird . Eine
Beteiligung an den Herstellungskosten aber wurde abge-
lehnt — das ist der Kernpunkt dieser Erklärung —, da¬
gegen wolle Baden die Anlage auf seinem Gebiete durchseine Kräfte auf Kosten Württembergs Herstellen ; eswolle die Anlage auf eigene Rechnung unterhalten undbetreiben . Baden solle die Einnahmen aus dem Betriebauf seiner Strecke erhalten , wolle aber den Fehlbetragzwischen Ausgaben und Einnahmen bis zu einer be¬
stimmten zu vereinbarenden Obergrenze übernehmen.Sollten die Anlagen durch Krieg , Hochwasser oder dergl.zerstört oder beschädigt werden, so wolle Baden die Wie¬
derherstellung auf seinem Gebiet übernehmen , ebenfallsbis zu einer zu vereinbarenden Obergrenze .

Das waren alles vorläufige Erklärungen , denn, wie
schon erwähnt , ein Projekt war noch nicht ausgearbeitei .Man hat sich nun mit Württemberg über die Ausar¬
beitung eines Projektes verständigt . Das Pro¬jekt sollte durch Kommissäre der drei am '

Neckar betei¬ligten Staaten , Baden , Hessen, Württemberg , durch einenjeden für das Gebiet seines Staates bearbeitet werden.Die Kosten sollten von Württemberg vorgeschossen wer¬den . Die Entschließung über einen etwaigen Ersatz derKosten müsse Vorbehalten werden bis zur endgültigenEntschließung über die Ausführung . Wir haben unsaber bereit erklärt , die Kosten , die für unser Personalentstehen, im allgemeinen auf uns zu behalten und nurdie Extrakosten, die durch Zuziehung besonderer Hilfs¬kräfte entstehen, in Rechnung zu stellen . Die drei Kom-missäre sollten zusammen die sogen , technische K o m -
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Mission bilden. Diese technische Kommission solltevor Beginn der Arbeit und dann immer wieder in ge¬
wissen Zeitabschnitten zusammentreten , Richtlinien geben
für die Arbeit , sich gegenseitig verständigen über den
Gang der Arbeiten , und , wenn es nötig erscheine , so
sollten dieser Kommission auch administrative Vertreter
zur Erörterung der weiteren Behandlung der Angelegen¬
heit beitreten .

Nun ist dieser Vereinbarung gemäß an dem Projekt bis
tm Herbst des vorigen Jahres in völliger Eintracht ge¬
arbeitet worden. Wir haben da also mitgewirkt und
durchaus nicht einen passiven Widerstand geleistet. Im
Mai 1909 waren die Arbeiten so weit gediehen, daß der
badische Kommissär, Baurat Kupferschmidt, eine Denk¬
schrift ausgearbeitet und dein Ministerium vorgelegt
hat , worin er zu einer sehr viel g ü ir st i g e r e n Beur¬
teilung des ganzen Unternehmens kommt, als sie int
Jahre 1903 erfolgt ist . Man hat nunmehr eine andere
Konstruktion der Wehre augewendet. Es ist seit 1903
ein neues Wehr erfunden und seither praktisch erprobt
worden, das Walzenwehr. Dieses Walzenwehr gestattet
eine viel bessere Abschließung des Wassers, erfordert
weniger Reparatur und gestattet eine bessere Aus¬
nützung der verschiedenen Gefälle . Man hat ferner die
ganze Anlage gegenüber dem Vorentwurs wesentlich
geändert . Man ist dazu gekommen , immer zwei Gefäll-
stufen zusammen zu fassen und ist dadurch in Verbin¬
dung mit der Anwendung von Walzenwehren zu der
Möglichkeit gekommen , sowohl die niedersten Wasserstände
noch anszunutzen als auch die hohen Wasserstände mit
Ausnahnre nur der allerhöchsten . Man kam so zu
dem Ergebnis , daß nur an etwa 16 Tagen im Jahre
der Betrieb der zu errichtenden Kraftwerke völlig auszu¬
setzen sei . Schwankungen, an den anderen Tagen des
Jahres sind ja allerdings nicht zu verhüten , aber es er¬
gibt sich eine sehr viel größere Ausbeute an Kräften , als
sie nach dem Vorentwurf ini Jahre 1903 anzunehmen
war . Man ist ferner zu der Überzeugung gelangt , daß
man die Kanalisierung nicht für 600 Tonnenkähne , wie
damals angenommen war , sondern für 1000 Tonnen¬
kähne erstellen könne , was natürlich die Wirtschaftlich¬
keit des Betriebes völlig verändert .

Das Ministerium hat aus Grund dieser Denkschrift ge¬
prüft , ob man jetzt nicht Württemberg weiter entgegen-
kommen könne als ini Jahre 1903 . Mau kam zu der
Bejahung der Frage , hat aber doch erhebliche , insbe¬
sondere finanzielle Bedenken gehabt . Man sagte sich ,
das Projekt ist noch nicht fertig , die Zahlen sind mehr
oder weniger doch nur vorläufige ; es beruhe auch die An¬
nahme einer rentablen Verwertung der Wasserkräfte auf
der weiteren Annahme , daß man keiner eigenen Tampf -
reserven bedürfe, sondern daß man die Dampfreserven
der Abnehmer in Dienst stellen könne , und ob diese An¬
nahme sich verwirkliche , das sei noch keineswegs sicher .
So kam man zu dem Ergebnis , daß mau zwar Württem¬
berg weiter entgegenkommeu könne , aber nicht sehr viel
weiter als damals im Jahre 1903 . Und da inzwischen
schon durch die Vorverhandlungen über die Schisfahrtsab¬
gaben bekannt geworden war , daß Preußen geneigt war ,
die Neckarkanalisation wenigstens zu einem sehr großen
Teil auf die Gemeiuschaftskasse zu übernehmen , so er¬
schien es völlig aussichtslos, mit eineni Anerbieten
an Württemberg heranzutreten . Daß im Mai 1909
an die badische Regierung eine Anregung seitens der
wllrttemLergischeuRegierung erfolgt wäre , wie der Herr
Geh. Gofrat v . Jobst gesagt hat . davon ist mir nichts be¬

kannt . Es ist allerdings einmal eine Mw ^ ilung an
mich erfolgt über ein Gespräch , das stattgefunden haben
soll ; aber das war eine ganz unverbindliche Äußerung ,
und dieser Mitteilung stand eine frühere Mitteilung vom
Jahre 1908 über ein ebensolches Gespräch entgegen, aus
welchem ich mir die zwei Worte „zu spät " gemerkt habe.
Das war ini Sommer 1908.

Man kam also im Mai 1909 zu dem Ergebnis , daß
man zunächst das Projekt abwarten müsse . Mitte Dezem-
ber 1909 ist uns dann von der Oberdirektion des Wasser-
und Straßenbaues die Fertigstellung des Projektes ange¬
zeigt worden. Es hat sich dann ergeben, daß nach Be¬
fund des fertiggestellteu Projekts die günstigen Annah¬
men der Denkschrift vom Mai 1909 aufrecht erhaltenwurden . Darauf habe ich dem Kommissär der Großh .
Regierung den Auftrag erteilt , an den Kommissär der
württenibergischeu Regierung zu schreiben , daß wir be¬
reit seien , bei dem Zusammentritt der Oberkommission
mitzuwirken, sobald die Kgl. Württembergische Regier
rung den Zeitpunkt für diesen Zusammentritt als gebo¬ten erachte . Diese Oberkommission— die technische Kom¬
mission unter Hinzutritt administrativer Vertreter — hat
auf Grund des fertigen Projektes zu erörtern , wie man
sich nun zur Ausführung des Projekts stellt. Dabei hat
der Kommissär in meinem Auftrag hinzugefügt : „Auf
Grund der ihr zur Kenntnis gelangten Vorarbeiten
glaubt die Großh . Regierung , die wirtschaftlichenAussich¬
ten des Unternehmens günstiger beurteilen zu sollen , als
1903 geschehen ist. Sie ist deshalb auch bereit , in eine
erneute Prüfung und Erörterung der Frage ihrer Betei¬
ligung an dem Unternehmen einzutreten .

" Darauf hat
der württembergische Kommissär dem badischen Kom¬
missär geantwortet , daß der Zusammentritt der Kom¬
mission demnächst stattfinden solle, sobald einige
Nebenfragen geklärt seien, und hat hinzugefügt :
„Ihre Mitteilung , daß die wirtschaftlichen Aus¬
sichten des Unternehmens von der Großh . Bad . Regie¬
rung neuerdings günstiger beurteilt werden , hat mich
sehr gefreut . Leider konnte ich Ihrem freundlichen
Schreiben nicht entnehnien, welche Stellung Ihre Regie¬
rung ini Eiuzelncu zu der Neckarkanalisierung einnimmt ,
in welchem Maße und unter welchen Modalitäten insbe¬
sondere sie sich am Bau und an den Unterhaltungskosten
zu beteiligen gedenkt .

"

Nachdem sodann eine Konferenz von Vertretern der
beteiligten Ministerien stattgefunden hatte , wurde über
verschiedene Einzelfragen , von deren Bewertung die Be¬
antwortung der Hauptfrage abhing , ob und wie man
Württemberg weiter entgegenkommen könne, ein Gut¬
achten von den beteiligten Sachverständigen , von dem
wassertechnischen und dem elektrotechnischen , ausgearbei¬
tet . Aus Grund dieses Gutachtens hat das Staats -
m i n i st e r i u m sich zu der Sache schlüssig gemacht. Da¬
bei ist zu berücksichtigen, daß, wenn auch in sehr wichti¬
gen Einzelheiten das Projekt viel günstigere Aussichten
eröffnet als der Vorentwurk von 1903 , doch noch erheb¬
liche Bedenken geblieben sind. Auch jetzt noch liegt die
Sache so, daß sich eine rentable Verwertung der Wasser¬
kräfte nur ermöglichen läßt , wenn man die Dampfreser¬
ven der Abnehmer dazu in Dienst stellt, und es ist nicht
unzweifelhaft, ob das in vollem Umfange gelingen wird .
Wir haben uns soviel wie möglich darüber zu verlässigen
gesucht, wir haben auch gewisse Zusicherungen, insbeson¬
dere von der Stadt Mannheim erhalten , aber restlos ist
dieses Bedenken nicht beseitigt. Es kommt ferner in Be¬
tracht, daß die Generaldirektion der Staatseisenbahnen
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Sen Ausfall, Len bfc badischen Eisenbahnen voraussichtlichdurch die Neckarkanalisierung erleiden werden, auf 1,9Millionen jährlich berechnet hat . Auf Grund aller Erwä¬gungen kam dann das Staatsministerium dazu, daß manzur Vermeidung der Schiffahrtsabgaben WürttembergFolgendes anbieten könne :
Wir bauen und betreiben die Kraftwerke auf unsereRechnung. Wir zahlen einen entsprechenden zu verein¬barenden Anteil an den den Kraftwerken und der Kana¬lisierung gemeinsam dienenden Anlagen . Wir bauendie Kanalisierung auf unserer Streckeund übernehmen ein Drittel der Kosten .Wir unterhalten und betreiben die Kanalisierungsanla¬gen auf unserer Strecke auf unsere Kosten . Wir verein¬nahmen die Schiffahrtsabgaben auf unserer Strecke;dazu bemerke ich, daß Schiffahrtsabgaben immer in Aus¬sicht genommen waren . Auf kanalisierten Flüssen sindSchiffahrtsabgaben auch nach der jetzigen Rechtslage zu¬lässig

Wir decken daraus :
a) die Kosten der Unterhaltung und des Betriebs der

Kanalisierung auf unserer Strecke;
b) die Verzinsung und Tilgung des Drittels , das wiran den Kanalisierungskosten auf unserer Streckezahlen. Etwa nach Deckung dieser Ausgaben sichergebende Überschüsse liefern wir an Württem¬

berg ab.
Dieses Angebot hat die Regierung der Kgl . Württem -

bergischen Regierung am 24 . Januar eröffnet. Die Kgl.Württembergische Regierung hat aber am26. Januar erklärt , daß sie im gegenwärtigen Zeitpunktauf unser Angebot nicht ein gehen könne . DieGründe für diese Entschließung liegen auf der Hand,sie ergeben sich aus einem einfachen Rechenexempel . Wenneine Schiffahrtsabgabe von 0,04 Pfennig für das Ton¬nenkilometer erhoben wird , so kostet die Abgabe für dieTonne von Mannheim nach Heilbronn 4,6 Pfennig . VonRotterdam nach Heilbronn kostet die Abgabe für dieTonne 27,36 Pfennig . Wenn dagegen die Neckarkanali¬sation ohne Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein unter An¬nahme unseres Angebots ausgeführt wird , so kostet dieAbgabe für das Tonnenkilometer 0,26 Pfennig und fürdie Tonne von Mannheim nach Heilbronn 29,9 Pfen¬nige, das alles natürlich unter der Voraussetzung, daßalle Berechnungen sich erfüllen , daß insbesondere derNeckar den Verkehr hat , der bei den verschiedenen Berech¬nungen zugrunde gelegt ist, und der ein vielfaches be¬trägt von dem Verkehr, den der Neckar jetzt bei der Ket¬tenschiffahrt hat . Dabei ist aber zu bemerken, daß die
Kettenschleppschiffahrtz . B . im Jahre 1908 an 289 Tagenverkehrt hat , währenddem angenommen wird , daß aufdem kanalisierten Neckar die Schiffe an etwa 350 Tagenwerden verkehren können.

Hierdurch glaube ich dargelegt zu haben, daß die Großh.Regierung dasjenige getan hat , was zu tun ihr durchIhren Antrag angesonnen wird . Wenn sie das nicht sofrüh getan hat , wie der Herr Antragsteller es für wün¬schenswert zu halten scheint , so hat sie dafür ihre gutenGründe gehabt, die ich vorhin entwickelt habe. Es han¬delt sich bei unserem Angebot um ein Kapital von etwa19 Millionen . Nun kann man ja oft in den Zeitungenlesen , das ist nicht mehr, als was ein großer Bahnhofkostet, oder es ist sogar weniger . Das ist aber , glaube ich ,kein Grund , daß wir mit leichtem Herzen ein weiteresUnternehmen in Angriff nehmen, welches eine solche

Summe erfordert ; im Gegenteil , gerade Keil wir fügroße Bahnhöfe bauen , und weil wir eine so große Schuldhaben, deshalb müssen wir sehr vorsichtig sein und allesabwägen, ehe wir uns auf weitere Unternehmungen ein¬lassen . Ich kann hiernach mich nicht gegen Ihren An¬trag ausfprechen, aber ich kann mir auch ein praktischesErgebnis von diesem Antrag nicht versprechen.

Abg . Rebmann (natl .) : Nach den Ausführungen ,die uns der Herr Minister des Innern soeben ge-,geben hat , bin ich der Meinung , daß wir erst recht davonüberzeugt sein dürfen , daß unser Antrag an der Tages¬ordnung war , und daß es recht war , ihn jetzt zu stellenund ihn jetzt schon zu behandeln, denn die Auskünftehaben zum allermindesten Klarheit in Dingen geschaffen,in denen wir bisher vielfach im Dunkeln getappt sind.Wir waren ja bisher — und es hat mir das sehr leidgetan — in unseren Informationen zu einem sehr wesent¬lichen Teil auf die außerbadische Presse angewiesen, undwir haben den Eindruck nicht abschütteln können, alsob die außerbadischen Interessenten genauer wie wir in¬formiert gewesen wären . Trotzdem aber wollen wir demHerrn Minister des Innern dankbar sein, daß er unsdiese Auskunft gegeben hat . Sie verbreitet ein Lichtüber die Entwicklung der ganzen Sache, das nicht nur fürdas Verständnis der Vorgänge von Wichtigkeit ist, son¬dern auch für den weiteren Verlauf .
Wir sehen eben wieder einmal , daß sich die öffentlicheMeinung umprägen kann, und daß sie es auch tut unterdem Zwang der Verhältnisse, die sich neu bilden, daß sieaber Zeit dazu braucht. Wenn heute z. B . die Interessen¬ten in Mannheim anders über eine Frage denken alsvor fünf oder sechs Jahren , so ist das nicht verwunderlich,der Fluß der Ereignisse zwingt sie eben dazu.

Der Schluß der Ausführungen des Herrn Ministerswar für uns eigentlich etwas niederdrückend, insofernals die Differenz zwischen demjenigen , was der Kanalliefern kann, wenn er von Baden und Württemberg ge¬baut wird , und dem , was er leisten kann, wenn er durchden Zweckverband gebaut wird , außerordentlich groß ist,aber ich meine, daß die Dinge vielleicht doch anders be¬trachtet werden können. Ich setze ohne weiteres voraus ,was ich ja bei technischen Rechnungen als selbstverständ¬lich ansehe , daß alle Annahmen in der denkbar vorsich¬tigsten Weise gemacht worden sind , daß die Ergebnissealso in einem gewissen Sinne als Minimalergebnisseanzusehen sind . Wenn ich mir auf der anderen Seiteaber wieder vor Augen halte , was schon seitens derVertreter der Schiffahrtsabgaben alles versprochen wor¬den ist vom Rhein bis hinüber an die Elbe, bis in diekleinsten Bäche hinauf , so daß sich mir schon die Per¬spektive auftat , daß wir auf unserem Landgraben ein¬mal unsere deutschen Dreadnoughts zu sehen bekommenwerden, daß also die Seeschiffahrt tief ins Land hineingeleitet werden könnte, so ist es mir undenkbar , daß anden jetzt in der preußischen Denkschrift angenommenenSätzen festgehalten werden kann . Ich bin der Meinung ,daß eine ganz wesentliche Steigerung dieser Sätze inAussicht zu nehmen ist , und das wird dann diese Diffe¬renz in den beiden Angaben , die der Herr Minister ge¬macht hat , wohl schon ganz wesentlich herabmindern unddamit die ganze Sache viel mehr in die Grenzen des Er¬reichbaren hineinstellen, als das bis jetzt geschehen ist .
Wir sehen ferner , daß die Ergebnisse des zweiten Pro¬jektes ganz andere und wesentliche bessere sind als diedes ersten Projektes . Sehr überraschend ist schon die

i
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Tatsache, daß in den neueren technischen Arbeiten , ent¬
gegen der früheren Annahme , daß die Schiffahrt 3%Monate stillzustehen habe, diese lange Zeit auf 11 Tage
reduziert ist ; das ist schon ein ganz wesentlicher Fort¬
schritt. Ein anderer Fortschritt liegt darin , daß die
Wassermasse das ganze Jahr hindurch ausgenützt wer¬
ben kann, daß also die Schiffahrt bei niederem Wasser¬
stand nicht stillzustehen braucht, daß man die höchsten
Wasserstände nicht zu fürchten braucht. Das neue Pro¬
jekt verspricht also in jeder Beziehung eine ganz andere
und bessere Ausnützung.

Ich glaube auch, daß unsere heutige Verhandlung noch
nach anderen Seiten hin von Nutzen ist , denn ich kann
mich der Empfindung nicht erwehren , daß doch an mehr
als einer Stelle eine Umprägung der Mei¬
nungen im Gang ist . Die Ausführungen , des Ge¬
heimerats Wach in der sächsischen Ersten Kammer und
die Schrift des Professors Maier über denselben
Gegenstand können doch ganz gewiß nicht ohne Eindruck
auf die öffentliche Meinung bleiben. Wir haben selbst
in Preußen Anzeichen einer Umstimmung , lese ich doch
in der Nr . 24 der „Täglichen Rundschau" vom 26. Ja¬
nuar als Schluß eines Artikels : „Wie man Reichs¬
interessen fördert "

, der von den Schiffahrtsabgaben han¬
delt, den Satz : „ Es ist wirklich höchste Zeit , Laß sich die
preußische Regierung zu einer entschlossenen Tat auf¬
rafft und die Schiffahrtsabgabenvorlage möglichst bald
in der Versenkung verschwinden läßt .

" Das steht in
einem Blatt , das in Berlin erscheint und das zweifellos
gewiß nichts tun wird , was die preußischen Interessen
schädigen wird , das aber anderseits die Interessen des
gesamten Reiches stets ganz besonders hoch gehalten hat .
Das find doch Zeichen , daß die öffentliche Meinung sich
hier zn besinnen scheint . Auch die letzte Rede des Prinzen
Ludwig geht wenigstens im ersten Teil auf unseren
Standpunkt ein, indem sie verlangt , daß die ganze Frage
so gelöst wird , daß nicht der eine oder der andere Staat
zu Schaden kommt, daß die Sache nicht gegen dessen aus¬
gesprochenen Willen gemacht werden soll , wenn auch die
Resolution , die bei derselben Versammlung gefaßt wor¬
den ist, auf den Vordersatz paßt wie die Faust auf das
Auge.

Im Vordergrund steht für uns zunächst die Frage der
N e ck a r k a u a l i s a t i o n . Ich kann mich , nachdem
der Herr Abg . Vogel so ausführlich auf die Einzelheiten
eingegangen ist und das Material erschöpfend zusam¬
mengetragen hat , hier ans ganz wenige Bemerkungen
zusammenfasseuder und allgemeiner Art beschränken .

Das darf als eine Tatsache hingenommen werden , daß
die Neckarkanalisation für Württemberg weit bedeu¬
tungsvoller ist als für Baden , wenn auch nach dem jetzi¬
gen Projekt , wonach die Kanalisation zunächst nur bis
nach Heilbronn geführt werden soll, der größte Teil des
Kanals auf badischem Boden liegt . Ter Kanal hat eben
für den ganzen württembergischen Handel , für die ge¬
samte württembergische Industrie eine ganz andere Be¬
deutung ; es wird durch ihn das ganze industrielle Leben
und der ganze Handel in wesentlich anderer , stärkerer
Weise beeinflußt , als das bei uns der Fall ist . Der
Neckarkanal würde , wenn er weiter ausgebaut ist , das
ganze württembergische Land der Mitte nach durchziehen,
so daß die Wirkungssphäre dieses Kanals das ganze
Land umfassen würde , auch wenn man von weitergehen -

, den Plänen absieht , wonach eine Verbindung mit der
Donau in Aussicht genommen ist. Auf unserem Gebiete
pnrchzieht dagegen der Kanal nur einen Teil unseres

Landes , in der '
Hauptsache sikch einen solchen Teil, der

wirtschaftlich noch sehr wenig mtwickelt ist und aus den
Gründen , die schon der Herr Minister angegeben hak,einer wirtschaftlichen Entwicklung nicht übermäßig fähig
ist. So werden wir denn verstehen, daß für Württem¬
berg der Kanal ein ganz anderes Interesse hat als fürBaden . Für Baden hat , in früheren Zeiten wenigstens,der Kanal mehr Bedenkliches gehabt, sogar Schädlicheskonnte man darin finden, insbesondere was die Inter¬
essen von Heidelberg und von Mannheim betrifft . Hei¬
delberg hatte das Bedenken , wie das auch vom Herrn
Minister ausgeführt worden ist , in seiner landschaftlichen
Lage und Schönheit geschädigt zu werden . In Mann¬
heim ist es die Industrie , ist es der Handel , sind es die
Staatsfinanzen , sind es die Rücksichten auf das Er¬
trägnis der Eisenbahnen, die dem Projekt hinderlich im
Wege gestanden haben. Immerhin ist erfreulich , daß sich
auch hier eine Umstimmung vollzogen hat . Wie ich
höre, ist die Stadt Heidelberg jetzt mit dem Projekt im
ganzen einverstanden, auch die industriellen Kreise von
Mannheim sind jetzt mit der Kanalisation einverstanden ,
sind es sogar im Gegensatz zu den Behauptungen , die
vielfach in württembergischen Zeitungen verbreitet wor¬
den sind , schon seit längerer Zeit . Schon im Jahre 1903
hat sich die Stadt Mannheim , namentlich die industriel¬len Kreise der Stadt Mannheim , mit dem Projekt der
Neckarkanalisation einverstanden erklärt .

Der Standpunkt , den die Regierung eingenom¬
men hat , ist uns vom Herrn Minister mitgeteilt worden,und wir haben jetzt zum erstenmal mit Genauigkeit er¬
fahren , wie sie sich zur ganzen Frage stellt. Hiernach ist
sie bereit, für die Neckarkanalisation Opfer zu bringen
in dem Umfang, den der Herr Minister angegeben hat .
Darnach sind also in Baden wohl alle Faktoren bereit , an
der Arbeit mitzutun , und es bringt deshalb auch der
heutige Tag , wenn unser Antrag die Mehrheit findet ,
den Nutzen , daß öffentlich auf das bestimmteste ausge¬
sprochen wird , daß sämtliche Faktoren im Lande Baden ,
die von Wichtigkeit sind, für das Projekt zu haben sind ,
selbstverständlich unter der Voraussetzung, daß die Opfer ,
die uns zugemutet werden, sich innerhalb der Grenzen
des Erträglichen bewegen .

Anders ist dagegen die Stinunung in Württem¬
berg . Württemberg sieht , wie schon gesagt , den Kanal
als eine Bedingungen des wirtschaftlichen Gedeihens an
und hat seine ganze Haltung darauf eingerichtet , den Ka¬
nal zu erhalten , man möchte fast sagen : Koste es , was es
wolle . Tie Möglichkeit , ihn zu erhalten , wird ihm von
zwei Seiten her geboten , auf dem einen Weg durch An¬
schluß an einen der Zweckverbände , die im Zusammen¬
hang mit den Schiffahrtsabgaben geschaffen werden sol¬
len, und auf dem anderen Weg durch Zusammenwirken
mit Baden, selbstverständlich unter dem Verzicht auf den
Anschluß an einen derartigen Zweckverband.

Und nun geht es nicht mehr an , daß man diese Frage
für sich allein behandelt, sondern ich muß jetzt auf ihren
Zusammenhang mit der Frage der Schiffahrtsab¬
gaben eingehen.

Nachdem wir über die Frage der Schiffahrtsabgaben
für sich schon einmal ausführlich verhandelt haben und
sich dabei fast sämtliche Parteien des Hauses auf den Bo¬
den gestellt haben, den die Regierung in ihrer Denkschrift,
die sie zusammen mit Sachsen verfaßt hat , eingenommen
hat , kann ich mich hier auf wenige Bemerkungen allge¬
meiner Art beschränken.
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So wie die Schiffahrtsabgabenvorlage heute ist, be¬deutet sie zweifellos eine schwere Schädig lut g derbeiden Staaten Baden und Sachsen , und zwar wegen derKonstruktion der Abgaben , die die am Ende der Strom¬läufe gelegenen Länder hart trifft , ja am stärksten undam schwersten belastet . Und es sind nicht bloß diese Staa¬ten selbst, die sich gegen eine derartige Schädigung weh¬ren , es sind bis in die allerneueste Zeit hinein auch die
Jnteressentenverbände . So liegt aus denallerletzten Tagen eine Äußerung der Rhein - Elbe -Wefer -
Schiffahrtsinteressenten zusammen mit den Äußerungender Handelskammern vor , die sich auf das bestimmtestegegen die Schiffahrtsabgaben aussprechen . Das sind alsogerade die Kreise , denen man durch die Schiffahrtsab¬gaben nützen , die man durch die Schiffahrtsabgaben unddas , was damit zusammenhängt , fördern wollte ! Sogardiese wehren sich dagegen . Es müssen also außerordent¬lich schwere Gründe sein , die gerade die Interessenten¬kreise dazu bewegen , sich gegen die Schiffahrtsabgabenauszusprechen . Besonders bedeutungsvoll scheint es mir ,daß auch die Straßburger Handelskammer sich diesemProtest angeschlossen hat . Es hatte eine Zeitlang denAnschein, als ob gerade die Stadt Straßburg , als derkünftige Endpunkt der Rheinschiffahrt , ganz besondereVorteile von der Rheinkanalisation haben werde , und icherinnere mich noch, daß bei einer Besprechung , die in

Mannheim vor etwa vier Jahren stattgefunden hat unddie von Interessenten aus ganz Süddeutschland besuchtwar , eine einzige Stimme sich für die Schiffahrtsabga¬ben hat , nämlich die des Oberbürgermeisters von Stratz -
burg . Also auch die Straßburger Interessentenkreisehaben ihre Meinung geändert und stehen jetzt auf demsel¬ben Boden wie wir .

Die Interessentenkreise beschäftigen sich ja natürlichzunächst mit der materiellen Seite , mit der ich mich nichtmehr weiter beschäftigen will , da der Herr Abg . Vogeldas nötige schon vorgebracht hat , soweit es nicht schon inder ersten Verhandlung gesagt worden ist . Es stehen aberauch noch andere Interessen auf dem Spiel als nur die¬jenigen , die Handel uvd Industrie und wirtschaftlicheDinge betreffen . Es ist von dem Geh . Rat Wach, nichtzum ersten Mal , aber doch mit besonderer Eindringlich¬keit und Schärfe , in der sächsischen Ersten Kammer aus¬gesprochen worden , daß der 8 19 des preußischen Kanal¬gesetzes als ungültig anzusehen sei , da er im Widerspruchmit dem Artikel 54 Absatz 4 der Reichsverfassung stehe.Er stehe aber auch im Widerspruche mit den Verträgenmit Holland und Österreich , die in den Rhein - und Elb¬
schiffahrtsakten niedergelt sind . Es ist das ein Stand¬punkt , der , wie gesagt , nicht zum ersten Male austaucht .Es haben verschiedene juristische Autoritäten , insbeson¬dere auch Professor Laband in Straßburg , diesen 8 19 alsungesetzlich erklärt . Es ist deshalb durch Herrn Peters ,den Anwalt dieser Sache im Sinne der Schiffahrtsab¬gaben , die Sache auf den Boden geleitet worden , daß manmit einer Interpretation der Reichsverfassung durch denBundesrat auskommen könne . Dieser Gedanke ist abervon der gesamten Wissenschaft abgewiesen worden , undes wird jetzt anerkannt , daß , wenn man diesen 8 19

durchführen wolle , eine Verfassungsänderung notwendigsei . Die Durchführung dieser Verfassungsänderung istjetzt im Gange ; wir haben den Vorschlag zu dieser Ver¬
fassungsänderung schon gedruckt vor uns .

Es ist kein Zweifel , daß , wenn sich die nötigen Majo¬ritäten für diese Verfassungsänderung finden , wenn alsoBundesrat und Reichstag eine Majorität liefern , und

sic die Zustimmung des Kaisers findet , diese Verfassungs¬änderung auf ganz richtigem , verfassungsmäßigem Wegezustandegekommen ist und als Gesetz rite vollzogen wer¬den kann , daß nach der formalen Seite nichts einzuwen¬den ist. Eine andere Frage ist es aber , ob dann diese Ver¬
fassungsänderung auch in höherem Sinne vertretbar ist,ob sie vereinbar ist mit dem Geiste unserer Verfassung ,ob sie vereinbar ist mit der Art und Weise , wie die Ein¬
zelstaaten in das Reich eingetreten sind . Und da meine
ich — und ich stehe da nicht allein , sondern es haben sichschon sehr gewichtige Stimmen dahin geäußert — , daßeine derartige Verfassungsänderung nicht im Gei st »der Reichsverfassung gelegen sei. Noch vor we¬
nigen Tagen hat der Herr Minister Graf Vitzthum in der
Etatsdebate der Ersten Sächsischen Kammer ausgeführt ,daß grundsätzlich Verfassungsänderungen , soweit ihrer
Durchführung wichtige Lebensinterefsen und bestimmteRechte einzelner Bundesstaaten entgegenstehen , nicht ohne
Zustimmung dieser Staaten beschlossen werden solltenund jedenfalls nicht gegen ihren Willen zur Durchführung
gelangen dürsten . Noch schärfer hat sich schon vor 50 Jah¬ren ein anderer Mann ausgesprochen , den man gewißnicht im Verdachte des Partikularismus haben kann ,Treitschke ; dieser hat sich damals dahin geäußert , daß ein
Bundesstaat nur dann bestehen könne , wenn die Bundes¬genossen sich daran gewöhnt hätten , jeden mitverbündetenStaat als eine unantastbare und gleichberechtigte poli¬tische Persönlichkeit zu achten . In demselben Sinn istja auch die schon erwähnte Äußerung

'
des Prinzen Ludwigaufzufassen .

Nun enthält die Verfassungsänderung , wenn sie zu -
standekommen sollte , in der Tat eine Minderungder R e ch t e d e r E i n z e l st a a t e n . Es werden be¬
stimmte Rechte zerstört , und zwar verfassungsmäßige und
vertragsmäßige . Das kann unter Umständen ein ganznatürlicher Vorgang sein , der kein Bedenken an sich hat ,nämlich einmal dann , wenn alle Beteiligten in gleichemMaße und in gleicheni Umfange betroffen werden , und
ferner , wenn alle Beteiligten damit einverstanden sind.Beide Bedingungen liegen hier nicht vor . Preußen er¬leidet zweifellos durch diese Kanalvorlage keine Einbuße ,es will diese Kanalvorlage , es ist damit einverstanden ;Bayern ist gewonnen durch die Mainkanalisicrung , Würt¬
temberg durch die Neckarkanalisation . Es bleiben alsonoch übrig Sachsen und Baden . Es bleibt auch noch Hessenübrig , das infolge der Eisenbahngemeinschaft in seinerfreien Bewegung gehindert ist . Jedenfalls steht aber daseine fest, daß die Einzelstaaten ungleich getroffen werden

Diese Minderung wird aber direkt zur S ch ä d i g u n xder Einzelstaaten , wenn sie noch dazu gegen den Willender Einzelstaaten ausgeführt wird . Und daß sie gegenden Willen der Einzelstaaten durchgeführt wird und
durchgeführt werden kann , im ganzen und im einzelnen ,das geht aus den Bestimmungen hervor , die hinsichtlichder Zweckverbände getroffen worden sind . Ich greif !,daraus nur einen einzigen Satz heraus . 8 9 bestimmt :
„Tritt ein zum Beitritt berechtigter Staat dem Zweck-verbande nicht bei , so kann er , sofern dies zur Verwirk¬lichung der Zwecke des Verbandes erforderlich ist , vomBundesrate verpflichtet werden , dem Zweckverbande bei¬
zutreten und Stromverbesserungen zu dulden oder nachseiner Wahl vorzunehmen " usw . Es ist darauf noch einkleines Pflaster gelegt , es heißt : „Dem verpflichtetenStaat werden Ausgaben hierdurch nicht erwachsen " .Aber : Der Staat kann durch den Bundesrat gezwungenwerden , daß auf seinem Boden Arbeiten vorgenommen
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werden, daß auf seinem Boden mit seinem Eigentum-remde Hände wirtschaften ! Ich weiß kaum einen schwe¬reren Eingriff in die Hoheitsrechte eines Staates als
-riese Bestimmung , zu der nicht einmal die Volksvertre¬
tung Mitwirken kann, sondern wobei lediglich der Bun¬desrat den Einzelstaat zwingen kann, solches zu dulden.Das ist zweifellos ein ganz schwerer Eingriff in die
Rtzchtssphare der Einzelstaaten , und man wird daher Wohl
sägen dürfen , daß das gegen den Sinn der Reichsverfas¬
sung ist . Die Reichsverfassung ist das große Werk, das
dazu bestimmt ist, die Wohlfahrt des ganzen Reiches und
jedes seiner Glieder zu fördern . Sie kann nicht dazu da
sein - daß mit ihrer Hilfe die Rechte des einzelnen Staa¬
tes verletzt werden, sie kann nicht wollen, daß einzelne
Staaten Hoheitsrechte aufzugeben gezwungen werden.

Man hat auch darauf wohl zu achten , daß die Reichs¬
oerfassung allein die letzte und ausschlaggebende Norm
hinsichtlich der Hoheitsrechte der Einzelstaaten nicht ist ;
dazu gehören als integrierender Bestandteil noch die so¬
genannten Versailler Verträge , in denen ganz
genau diejenigen Gebiete umschrieben sind , hinsichtlich
deren die einzelnen Staaten sich bereit erklärt haben, ihre
Hoheitsrechte an das Reich abzutreten . Diese Verträge
sind aber geschlossen mit Zustimmung der einzelnen Kon¬
trahenten mit ihrem vollen freien Willen . Hier aber
sollen diese Rechte uns genommen werden gegen unseren
Willen ! Dazu können wir unsere Zustimmung nicht
geben ! Und ich sollte doch denken, daß auch in Württem¬
berg und in Bayern der Sinn dafür lebendig werden
müßte , daß hier ein Eingriff in das Maß von Selbstän¬
digkeit vorliegt , das den Einzelstaaten noch geblieben ist .

Ich bin ganz gewiß nicht gegen die natürliche Entwick¬
lung des Reichs , die im Jahre 1870 eingesetzt hat dahin ,
daß auf dem Wege der Reichsgesetzgebung langsam das
Reich ein Arbeitsgebiet nach dem andern an sich zieht.
Das ist eine Sache der natürlichen Entwicklung, die nie¬
mand aushalten kann und niemand aufhalten will , der
mit vollem Ernst und mit offenen Augen im Jahre 1870
in diesen Bund eingetreten ist. Aber hier liegt ein ge¬
waltsamer Bruch vor , ein plötzlicher Schritt , den wir nicht
mitmachen können! Und ich meine , daß derartige Er¬
wägungen — ich sage das ausdrücklich heute noch einmal
— auch bei Württemberg und Bayern verfangen sollten,und ich meine, daß unser Land , daß wir Badener insbe¬
sondere berechtigt und auch verpflichtet sind , solche Ge¬
danken auszusprechen. Wer hat mehr Recht als wir - die
man gewiß nicht des Partikularismus beschuldigen kann,
auf diesem Gebiete die Stimme zu erheben, wenn wir
glauben , daß unsere Selbständigkeit in Gefahr ist , wir ,die wir die ersten waren , die im Jahre 1870 Rechte , Ho¬
heitsrechte an das Reich abgetreten haben, die wir das
in allerweitestem Umfange getan haben, die wir heute
noch stolz darauf sind , daß wir es getan haben, und die
wir durch dieses Opfer einen so wesentlichen Teil da¬
zu beigetragen haben, die Einigung des Deutschen Reiches
herbeizuführen ? !

Deshalb soll unsere Stimme in dieser Angelegenheit
gehört werden, umso mehr als wir hier auf streng ver¬
fassungsmäßigem Boden stehen und die Reichsverfassung
ihrem Sinn u . ihrem Geiste nach für uns haben . Und der
Sinn und der Geist der Reichsverfassung ist das , was
unser ganzes staatliches Leben erhalten muß . Und die¬
sem Gedanken Ausdruck gegeben zu haben, habe ich heute
für meine Pflicht gehalten (Beifall links ).

Abg . vr . Frank (Soz .) : Auf Grund der formlosen
Besprechungen , die vorher unter den Parteien stattfan -
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den , habe ich geglaubt, daß nach der Begründung , dich
unser Antrag durch den Herrn Abg . Vogel gefundenehat, sich die folgenden Redner lediglich auf die Erklärungder Stellungnahme ihrer Fraktion beschränken würdyi .Ich nehme an, daß mir das Haus dankbar sein wird,wenn ich mich an diese Absprache halte .

Ich will deshalb ganz kurz im Namen meiner Frak¬tion hier erklären, daß wir heute eine Besprechung der
wissenschaftlichen und auch der verfasiungsrechtlichenSeite der Frage nicht für erforderlich halten . ' Wir sindder Meinung , daß heute durch ethische und durch histo¬
rische Gründe auf keinen der in Betracht kommenden
Faktoren mehr eingewirkt werden kann . Was unser
Antrag bezweckte , war etwas anderes : Wir wollten in
letzter stunde eine Art Notstandsaktion versuchen ;' wir
wollten den in Betracht kommenden Faktoren durch dieTat zeigen , daß wir ehrlich bereit sind , bei dem wirt¬
schaftlichen Werke , um das es sich dreht , mitzuwirken .

Es ist nun von Seiten des Herrn Ministers eine recht
skeptische Erklärung abgegeben worden, und ich begreift',daß er nach den Erfahrungen , die er gemacht hat , zu
dieser Einschätzung der Lage kommt. Aber soweit er uns
ziffernmäßig eine Begründung für das Vorgehen der
württembergischen Regierung geben wollte, wird , meine
ich, Eines übersehen : Die württembergische Regierung
hat die Berechnungen aufgestellt auf Grund der Nicht¬
zutreffenden Annahme, daß die Schiffahrtsabgaben ein
fester Faktor seien . Es darf aber nicht vergessen werden,daß es sich bei der Höhe der kommenden Abgaben um sehr
bewegliche Faktoren handelt, und wir sind der Meinung ,daß die Bewegung der Schiffahrtsabgaben und zwar die
Bewegung nach oben bei dem ganzen Plan für Preußen
die Hauptsache ist (Abg . Süßkind : Sehr richtig !) /
Deswegen ist diese Differenz mit den 2 Pfennigen für
unS nur ein Scheinargument . Ganz abgesehen von die¬
ser Berechnung wissen wir aber und geben zu , daß , wenn
es sich darum handelt , Württemberg wirtschaftliche Vor¬
teile zu bieten, Preußen mehr bieten kann als das kleine
Baden : Preußen kann dies schon deswegen, weil es seine
Versprechungen in der Gewißheit macht, nicht aus eige¬
ner Tasche bezahlen zu müssen , sondern aus der Kasse der
kommenden Zweckverbände zahlen zu können.:

Aber Eines können wir Württemberg bitten , was bei
den Verhandlungen doch auch ins Gewicht fallen ' sollte,
wir können nicht mehr Geld, nicht mehr Beiträge anbie¬
ten, aber was wir bieten können , das ist s ch n e l I c Hilfe .
Wenn sich das badische Land bereit erklärt , hei

'
her Kana¬

lisation des Neckars mitzuwirken, so könnte bei einer
Einigung beider Staaten das Projekt rasch in Angriff
genommen werden, und das ist der große Vorteil , den
wir gegenüber Preußen bieten können. Preußen wird
seine Versprechungen alle an die Bedingungen anknüpfen ,
daß vorher die Einführung der Schiffahrtsabgaben ge¬
sichert ist , und wir wissen schon nach dem bisherigen
Gang der Dinge, daß der Weg , der hier noch zu machen
ist. ein sehr langer und ein sehr schwieriger ist. Schwie¬
rig : schon bei der Behandlung im Innern , schwierig bei
den divergierenden Interessen der in Betracht kommen¬
den Bundesstaaten , schwierig vielleicht selbst , wenn diese
Dinge erledigt sind, durch diejenigen Differenzen , die sich
gegenüber anderen Staaten ergeben können, welche —
wie Baden — Sonderrechte, Vertragsrechte haben, am
schwierigsten doch vor allem dadurch , daß das Ausland
dabei ein Wort mitzureden hat . Württemberg wäre ift
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die Lage versetzt , abwarten zu müssen, bis die parlamen¬
tarischen Schwierigkeiten in Österreich beseitigt wären ,und daß in Österreich auch unter der neuen Geschäftsord¬
nung den Parlamenten die Möglichkeit gegeben ist , die
Erledigung von Vorlagen hinauszuziehen , weiß Jeder :
Württemberg hätte weiter damit zu rechnen , daß in der
einen oder anderen Weise zunächst der Widerstand von
Holland gebrochen werden muß . Die Kanalschwärmerdrüben in Schwaben müssen sich doch sagen : Wenn wir
Preußen folgen, kann es 10,16 auch 20 Jahre dauern , biswir schließlich die rechnerischen Vorteile einheimsen kön¬
nen, die uns von dort geboten werden, während uns , wennwir die Arbeit mit Baden zusammen in Angriff nehmen,zwar vielleicht rechnerisch nicht so viel geboten wird , unsaber der Vorteil der schnellen Ausführung sicher ist . Das
ist, glaube ich, der Punkt , der bisher in Württemberg in
der Öffentlichkeit noch nicht genügend gewürdigt worden
ist, und wenn durch unsere Verhandlungen erzielt wird ,daß die in Betracht kommenden Kreise Württembergs
diese Seite der Frage nochmals wohlwollend prüfen , so
ist der Zweck unseres Antrages zum Teil erreicht.

Nun ist von einigen Mitgliedern dieses Hauses der
Antrag eingekommen, es solle die Behandlung der Sachean eine Kommission verwiesen werden. Ich hätte es lieber
gesehen , wenn die Herren , um die es sich handelt , erklärt
hätten , sie würden den Antrag ablehnen . Denn dann
hätten wir klare Verhältnisse (Sehr richtig ! links) . Wie
kann man hier bei einem derartigen Antrag , der offenund unverhüllt erklärt , daß er schnelle Hilfe bringen
oder doch wenigstens den Versuch schneller Hilfe machen
will , wie kann man hier beantragen , nochmals eine Kom¬
mission einzusetzen ! Was soll bei einer Kommissionsbe¬
ratung herauskommen , nachdem wir hier offen und ehr¬
lich gesagt haben , was wir mit unserem Antrag be¬
zwecken! Der Entscheidung, die im Bundesrat in den
nächsten T 'agen fallen soll, eine andere Richtung zu geben
liegt außerhalb unserer Macht, aber vielleichtkönnen wir eine Vertagung erreichen, bis die Verhält¬
nisse nochmals geprüft , nochmals geklärt sind. Ich bin
der Meinung , daß der Antrag , die Frage in einer Kom¬
mission zu behandeln, einer weiteren Erörterung nichtwert ist, denn die Herren werden sich selber sagen, daß
wir darauf nicht eingehen können. Man merkt, daß es
sich bei der Neckarschiffahrt um eine Schleppschiffahrt
handelt (Heiterkeit . Sehr - richtig ! Sehr gut ! links).
Ich hätte mir nicht erlaubt , den Antrag der Herren von
der Rechten in diesem Sinne zu interpretieren , wenn nicht
die Presse des Zentrums in den letzten Tagen ganz offen
gesagt hätte , daß Sie (zum Zentrum gewendet) Schiff¬
fahrtsabgaben wollen. Der „Pfälzerbote " hat einen Ar¬
tikel gebracht, in welchem er offen und rückhaltlos sagt :
„Was brauchen wir diese Anträge da ? Die Schiffahrts¬
abgaben sollen und müssen kommen ! Man brauche sich
um das Gewinsel der Mannheimer Interessenten nicht
zu kümmern " (Heiterkeit ). Ich weiß nicht , warum
man gerade den Ausdruck „Gewinsel" gewählt hat .
Wenn die Mannheimer etwas wollen, „winseln"
sie nicht , sondern sprechen recht laut und deutlich (Hei¬
terkeit. Sehr richtig ! links ) . Aber es ist auf jeden Fallwertvoll , festgestellt zu sehen , daß in der wichtigsten
volkswirtschaftlichen Frage , die zur Zeit uns bewegt, die
Presse des Zentrums eine Stellung einnimmt , die den
Interessen des badischen Landes strikte zuwiderläuft
(Sehr richtig ! bei den Szoialdemokraten ) , und das wird
wertvoll sein , wenn wir uns einmal darüber unterhalten .

von welcher Seite wichtige Interessen , sagen wir : „na¬
tionale Interessen "

geschädigt werden (Beifall links).

Abg . Kops (Zentr .) : Die Herren Antragsteller habenuns mit ihrem Antrag , der wenigstens bis heute ohnenähere Begründung blieb, vor eine außerordentlich
schwierige Entscheidung gestellt. Es war für uns , eswar für jeden Laien , auch bevor er heute die Großh.Regierung gehört hat , ohne weiteres klar, daß maneinem so weittragenden Antrag nicht ohne weiteres und
auch nicht nach einer Plenarverhandlung in diesem
Hause zustimmen kann, und deßhalb, glaube ich, hatder Herr Abg. vr . Frank durchaus unrecht, wenn eruns einen Vorwurf daraus machen will , daß wir den
Antrag auf kommissarische Beratung gestellt haben.Ich muß im Gegenteil sagen : Ich würde, wenn ein
derartiger Antrag selbst ohne die soeben erfolgte
Erklärung der Großh . Regierung ohne weiteres vom
Hohen Hause angenommen würde, ohne daß man ein¬
gehende Erhebungen , eingehende Vorberatungen gepflogenhat , das für ein derartig verantwortungsvolles und
unvorsichtiges Vorgehen halten , daß es nur den schwerstenTadel verdienen könnte, wenn eine Volksvertretung sichdazu herbeiließe (Abg. Süßkind : Den Tadel nehmenwir gern hin !) . Wir wählen Kommissionen für Dinge,die ungleich bedeutungsloser sind, oft für recht kleineund wenig weittragende Sachen . Daß man eS nunauffällig finden will, wenn man Kommissionsberatung
beantragt für Projekte , die das Land in schwere, schwere
Kosten und Gefahren stürzen, das muß ich im höchstenGrade merkwürdig finden. Jedenfalls weise ich diesenTadel mit aller Entschiedenheit zurück.

Nun haben wir ja heute die Erklärungen der GroßhRegierung gehört . Das , was wir von ihr gehörthaben, stimmt mit dem überein , was wir uns schonvorher bei Stellung unseres Antrages gesagt haben,ohne daß wir uns von Sachverständigen irgendwie hättenunterrichten lassen können : Die Kanalisierung des Neckarshat eine Menge Bedenken. Wir haben gehört, daß nachdem Angebot, das die Großh . Regierung der württem -
bergischen Regierung gemacht hat (und sie war ja nochverhältnismäßig zurückhaltend), 19 Millionen von dem
badischen Staate getragen werden sollten. Das ha!
Württemberg nicht einmal genügt . Wir haben dazunoch gehört, daß der Ausfall der badischen Neckartalbahnmit 1,9 Millionen , also annähernd 2 Millionen berech¬net wird . Wir wissen , daß sogar in Mannheim , dessenInteressen die Herren hier in erster Reihe vertreten , die
Ansichten noch heute durchaus geteilt sind. (Abg . Süß -kind : Das ist nicht wahr !) Das ist mir erst heutewieder gesagt worden. Ja , deswegen, weil sie in dev
Kreisen des Herrn Abg. Süßkind nicht geteilt zu sein
scheinen, bin ich noch lange nicht überzeugt , daß ganzMannheim hinter ihm steht . Es sind mir gerade heuteÄußerungen von Mannheimer Herren , ich glaube von
Großkaufleuten , mitgeteilt worden, die sich gestern oder
vorgestern erst ganz anders geäußert haben . Mannheimwird möglicherweise durch die Neckarkanalisation eine
schwere Schädigung erleiden. Also, wir schaffen eine
ganze Reihe von Schwierigkeiten und Gefahren , die
doch wahrhaftig der Prüfung und der Überlegung be¬dürfen.

Die Großh . Regierung hat zwei Projekte ausarbeiten
lassen . Ursprünglich hat die Oberdirektion die Sachegeprüft, ist aber zu einem ganz ablehnenden Stand¬punkt gekommen , und es stand damals ein berühmterund bekannter Sachverständiger an der Spitze der Ober -
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drrektion. Neuerdings hat man die Sache nochmalsstudiert , und das Urteil lautet jetzt etwas günstiger.Aber selbst diese günstigere Beurteilung ist, wie wir ge¬hört haben, aufgebaut auf Voraussetzungen , die nochgar nicht ohne weiteres erfüllbar erscheinen . Sie fußtnämlich darauf , daß die Abnehmer bereit sind , dembadischen Staat ihre Dampfreserven zur Verfügung zustellen , eine Voraussetzung, die erstens an sich noch garnicht sicher ist und zweitens doch den Staat bei demganzen Betrieb eines solchen Kanals in eine Abhängig¬keit von den Abnehmern bringen würde , die nichtsweniger als beneidenswert ist und der die Volksvertre¬tung doch wahrscheinlich auch nicht ohne weiteres zu-

stimmen könnte.
Gerade das , was heute seitens der Regierung indankenswerter Weise uns über die ganze Entwicklungund über den heutigen Stand der Frage mitgeteiltworden ist, ist also geeignet, die Volksvertretung außer¬ordentlich zurückhaltend zu machen , und ich würde wie

gesagt glauben , mich geradezu einer Pflichtverletzung (so
fasse ich für mich die Sache auf) schuldig zu machen , wenn
ich trotz dieser Mitteilung ohne weiteres der Regierungzumuten wollte, sie solle jetzt noch einmal mit der
württembergischen Regierung in Unterhandlungen treten .Das hätte doch nur dann einen Sinn , wenn wir damitsagen wollten, sie solle der württembergischen Regie¬rung noch größere Anerbietungen machen , als sieschon gemacht hat . Wir hören ja , daß sie ein Drittelder auf badischem Gebiete entstehenden Kosten zahlenwollte, obgleich unsere badischen Interessen gleich Null
sind , was man lange genug festgehalten hat und was
auch in gar keiner Weise widerlegt worden ist . Ichfrage : Sind die Herren geneigt, ohne weiteres zuerklären, daß wir mehr als ein Drittel bezahlen wollen ?Auf unserer Seite sind wir es nicht , und wir getrauenuns , diese Entscheidung vpr unsern Wählern und vordem Lande zu verantworten . Wir verlangen , daß jeden¬falls keine derartige Entscheidung getroffen wird, bevorin eine sehr gründliche Prüfung aller in Betracht kom¬menden Verhältnisse eingetreten ist. Für heute sindwir nicht in der Lage, uns zu entscheiden , und ich bin

auch der Meinung (das sage ich den Herren ganz offen ,ich habe es auch bei den privaten Besprechungen ge¬sagt) : Auch der Besuch, den Sie morgen in Stuttgartmachen wollen, kann unseren badischen Interessen nichtförderlich sein , er kann den Württembergern höchstensdie Meinung beibringen , daß wir zu weit größerenOpfern bereit sind , als die Großh . Regierung bis jetztangeboten hat (Sehr richtig !
' im Zentrum ). Ich kannaber nur sagen : Auf Grund dessen, was wir heutegehört haben , habe ich den Eindruck gewonnen, daßdie Großh . Regierung unsere Interessen gut gewahrthat , daß sie mit aller wünschenswerten Vorsicht und

Sachkunde vorgegangen ist und daß sie in dem, wasunseren Nachbarn angeboten werden konnte, schon das
äußerste dessen geleistethat , was wir verantworten können,und deswegen scheint es mir nicht notwendig zu sein ,daß man sich nun heute Knall und Fall entscheidet unddie Großh . Regierung auffordert , sie solle jetzt noch ein¬mal an Württemberg herantreten . Ich bin der Meinung ,daß uns die Annahme dieses Antrages , so wie er jetztgestellt ist, schweres Geld kosten würde, daß er uns dieSache nur wesentlich verteuern würde . Das sind dieGründe , die uns bestimmen, Ihrem Anträge nicht ohneweiteres zuzustimmen.

Nun hat der Herr Kollege Or . Frank gesagt, wirhätten doch ruhig sagen sollen , wir seien gegen den
Antrag . Ja , wenn Sie uns heute zu einer materiellen

Entscheidung über die Sache drängen , wenn Sie unsheute dazu nötigen, über Ihren Antrag abzustimmen,dann sind wir dagegen. Wir haben aber geglaubt , der
Wichtigkeit der Sache es schuldig zu sein und Ihnenauch ein gewisses Entgegenkommen zu zeigen , wennwir eine kommissarische Beratung beantragen , und dashätte man dankbar anerkennen sollen, statt daß manüber uns herfällt , als ob wir irgend etwas begangenhätten , was wir nicht recht verantworten können. DerHerr Kollege Frank hat gemeint, wir sollten es dochoffen sagen , daß wir für die Schiffahrtsabgaben seien .Was wir zu der Frage zu sagen haben , das haben wir ,glaube ich , hier wiederholt klar und deutlich ausge¬sprochen. Ich verweise auf das , was unser Fraktions¬vorsitzender , vr . Zehnter , in der Sitzung vom 17,Dezember vorigen Jahres hier in einer langen undvorzüglichen Rede ausgeführt hat (Abg. Kolb : Aberklar und deutlich war das nicht ). Wir stehen genauauf dem gleichen Standpunkt , den er damals einge¬nommen hat : ich habe diesem Standpunkt gar nichtsbeizufügen (Abg . Kolb : Ein verklausulierter Standpunkt ),und dieser Standpunkt geht einfach dahin , daß wir nichtunter allen Umständen gegen Schiffahrtsabgaben sind .Wir sind nicht für den Gesetzentwurf, so wie er imBundesrat vorliegt, das hat der Herr Abg. Zehnter da¬mals des Näheren auseinander gesetzt. Wir sind auchnicht für Schiffahrtsabgaben , wenn der Oberrhein nichteinbezogen wird. Wenn aber der Oberrhein oberhalbStraßburgs einbezogen wird, dann sind wir — ich weißes nicht genau von jedem einzelnen meiner Freunde —,aber dann ist jedenfalls die ganz überwiegende Mehr -heit meiner Fraktionsgenossen nicht gegen Schiffahrts¬abgaben. Wir glauben, daß es gerade im Interesseunseres Landes liegt , daß der Oberrhein schiffbargemacht wird, auch oberhalb Straßburgs , eventuell ober¬halb Basels . Wir sind aber auch der Meinung , daßdas niemals erreicht werden kann, wenn uns nicht durchSchiffahrtsabgaben die Mittel dazu beschafft werden.Und deswegen halten wir an der Ansicht fest, daß, wennes durch diplomatische Verhandlungen im Bundesrat

erreicht wird, daß in das Projekt der Oberrhein ober¬halb Straßburgs einbezogen wird, und die vom HerrnKollegen Zehnter vorgetragenen Bedenken behoben werden,dann die Einführung von Schiffahrtsabgaben für unsnicht unannehmbar ist .
Und nun möchte ich doch eines fragen : Die Herrenscheinen mir ganz zu übersehen, daß nach der Erklärungder Großh. Regierung auch diese Neckarkanalisation nichtohne Schiffahrtsabgaben erreicht werden kann . Dashat der Herr Minister heute deutlich gesagt (Zurufe :

Rheinschiffahrtsabgaben!). Gewiß , uns ist der Oberrheingenau so wichtig wie Ihnen der Neckar . Warum er-eifern Sie sich so sehr gegen Schiffahrtsabgaben , wennSie an den Oberrhein denken , wenn Sie doch nichtsdagegen haben, daß auf dem Neckar Schiffahrtsabgabeneingeführt werden ? (Abg . Kolb : Sie verstehen ja die
ganze Frage nicht !) Ich habe mich mit dem Zwischen-
ruf nicht abzugeben, ich habe ihn übrigens auch nichtrecht verstanden; der Herr Abg . Kolb soll nachher darüber
sprechen, wenn er etwas zu sagen hat .

Die Kosten von 19 Millionen , vielleicht auch nochmehr, können wir dem Lande nicht auferlegen , ohnedaß die Sache irgendwie verzinst wird . Nun habendie Herren , wie ich aus Andeutungen des HerrnKollegen Vogel entnehmen zu sollen geglaubt habe,vorausgesetzt , daß eine gewisse Rentabilität durch Anlagevon Kraftwerken möglich wäre . Ich kann das nichtnachprüfen. Wenn das der Fall wäre , wenn eine an -
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nähernde Rentabilität erzielt werden könnte, dann wirdman auch auf unserer Seite zu Opfern bereit sein .Wer auf solche Andeutungen hin legen wir uns aufdie Neckarkanalisation nicht fest. Und gerade um zuprüfen , wie Kostenpunkt und Rentabilität einander
gegenüberstehen, ist es recht notwendig, was wir ver¬langt haben, nämlich die Beratung in einer Kommission.

Der Herr Kollege Rebmann hat sich in scharfenWorten über die geplante Verfassungsänderung ausge¬lassen . ^ Ich bin auch ein Freund unserer badischenSelbständigkeit und bin der Meinung , daß man auchseitens der Bundesstaaten in bundesfreundlichem Sinnealles , was auf dem heute zur Besprechung stehendenGebiete geht, erledigen soll. Aber soweit gehe ich nicht,daß ich es schon als einen Angriff oder ein Unrechtbetrachte, wenn an der Reichsverfassung eine Änderungvorgenommen wird . Damit wäre ja jeder Fortschrittunmöglich. Es gibt auch Situationen , wo man aneine Verfassungsänderung herantreten muß . Wir habendie Verfassung schon verschiedentlich verändert , wirhaben die Kompetenzen des Reichs mehrfach erweitert .Ich erinnere daran , daß wir das Bürgerliche Gesetzbuchgar nicht hätten schaffen können, wenn wir die Kom¬
petenz des Reiches nicht auf das Gebiet des Zivilrechtsausgedehnt hätten .

Nach dem, was ich in Kürze ausgeführt habe, steheich wenigstens auf dem Standpunkt , daß die Frage , die
durch Ihren Antrag in Fluß gebracht werden soll, durchdie Ausführungen der Großh . Regierung zurzeit erledigtist. Wenn aber Ihr Zweck war , noch vor der Wstimmungdes Bundesrats am nächsten Montag hier eine Ent¬
scheidung herbeizuführen , durch welche die HaltungWürttembergs geändert werden soll, so glaube ich aller-
dings , daß das kaum erreicht werden kann. Wir sindaber bereit , wie ich schon erwähnt habe, wenn die ganzeFrage geprüft und nicht überstürzt werden soll, an der
Frage mitzuarbeiten . Wenn Sie bloß eine Demon¬
stration nach einer Seite haben wollten, sind wir d.erMeinung , daß das besser durch eine Interpellationerreicht worden wäre . Was aber eine Interpellationerreicht hätte und bezwecken könnte , scheint mir
durch die Aufklärung ddr Großh . Regierung in genügen¬der Weise geschehen zu sein. Unsererseits die Regierungzu weiteren Anerbietungen gegenüber Württemberg zudrängen , haben wir keinen Anlaß . Aber wenn Sie
unseren Antrag annehmen wollen, sind wir bereit, ineiner Kommission die Frage der Neckarkanalisation einer
eingehenden Prüfung zu unterziehen (Beifall im
Zentrum ).

Abg. Schmidt - Breiten (Bd . d . Ldw.) : Der von der linkenSeite des Hauses gestellte Antrag enthält zwei Forder¬ungen , zu denen man eine ganz verschiedene Stellungeinnehmen kann . Einmal den Wunsch , die badischeRegierung möge mit der württembergischen Regierungeine baldige Lösung der Neckarkanalisation herbeiführen,und sodann das Verlangen , daß die badische Regierungmit der württembergischen Regierung ein Einverständ¬nis in der Frage der Schiffahrtsabgaben erstreben solle.Wenn es sich lediglich um den zweiten Teil des An¬
trags handeln würde, hätte der Herr Abg . Or . Frankrecht, wenn er sagt, eine Kommissionsberatung sei über¬
flüssig. Unsere Stellung war in dieser Frage von
jeher klar , wir waren immer grundsätzlich dafür , daß
Schiffahrtsabgaben eingeführt werden, wenn weitere
Wasserstraßen mit Aufwendung vieler Millionen schiff¬bar gemacht werden sollen ; nur haben wir uns gegenden preußischen Vorschlag, wie die Frage der Schiffahrts¬

abgaben zu regeln sei, erklärt . Unsere Stellung in dieserFrage ist also klar, und wir würden in jedem Fallegegen den Antrag stimmen. Denn wenn es auch nicht
ausdrücklich hier steht, daß keine Schiffahrtsabgabeneingeführt werden sollen , so nehme ich doch als selbst¬
verständlich an , daß Sie das Einvernehmen in der Frageder Schiffahrtsabgaben mit Württemberg im Sinne der
Ablehnung derselben verstehen.

Was die andere Forderung der Herbeiführung der
Neckarkanalisation angeht , so halte ich die Fragen ,die hier hereinspielen, für durchaus ungeklärt , und es
haben auch die Herren Antragsteller , die heute gesprochenhaben, eine Klärung nicht herbeigeführt : sie haben sichin keiner Weise darüber ausgesprochen, wie sie sich die
Neckarkanalisation denken , sie haben nicht gesagt, ob sieeinen Schleußenkanal oder lediglich eine Vertiefung des
Neckars wollen ; sie haben sich auch nicht darüber aus¬
gesprochen , ob sie Kanalgebühren wollen oder nicht . Der
Herr Abgeordnete Rebmann hat dann davon gesprochen ,daß alle Interessenten , die dabei in Frage kommen , sichjetzt für die Kanalisierung des Neckars ausgesprochenhätten . Ich halte das für durchaus falsch. Es wirdvon den Mannheimer Wgeordneten behauptet , die Stadt
Mannheim sei dafür ; ob das richtig ist, weiß ichnicht . Ich bezweifle aber , ob die Mehrheit der Stadt
Heidelberg dafür ist. Ich habe von dort sehr vieleStimmen gehört, die dagegen sind . Und dann habe
ich nichts davon gehört, daß die Stadt Eberbach , die
wegen der Neckarschiffer immer gegen die Kanalisationwar , ihren Widerspruch znrückgezogen hat . Die Stadt
Eberbach befürchtet wohl heute noch, daß ihre Schifferdurch die Neckarkanalisierung zu Schiffsknechten herab¬sinken würden . Wir haben ja vom Herrn Abg . Vogelgehört, daß die Mannheimer Schiffahrtsgesellschaftenerklärt haben, daß sie sich auch an der Neckarschiffahrtbeteiligen werden. Das wäre für die Neckarschiffer eine
vernichtendeKonkurrenz. Die Neckarschiffer stellen einen
nicht unerheblichen Bruchteil der Bevölkerung desNeckartals dar , deren Interessen nicht ohne weiteres
übersehen werden dürfen . Sodann haben wir vom
Herrn Minister Ausführungen über die Wirkungen der
Kanalisierung des Neckars auf unsere badischen Finanzengehört. Auch hier ist höchstens so viel klar, daß großeNachteile für unsere Finanzen zu erwarten sind . So¬
gar dann , wenn Kanalgebühren erhoben werden, ist be¬
rechnet worden, daß der Kanal unrentabel wäre . Ichweiß nicht , welchen Standpunkt die Herren da drüben
einnehmen , ob Kanalgebühren erhoben werden sollenoder nicht . Ich habe bisher vermutet , daß sie keine
erhoben haben wollen ; dann wäre der Schaden fürunsere Finanzen noch größer . Wir haben gehört, daßim Falle der Neckarkanalisation ein Ausfall von 1,9Millionen für unsere badischen Eisenbahnen zu befürch¬ten sei, das ist immerhin auch ein erheblicher Betrag .Der Beitrag Badens zur Neckarkanalisation soll 19Millionen Mark betragen . Ich meine, das sind Be¬denken , die es wohl rechtfertigen, daß man nicht ohneweiteres für einen Antrag stimmt , der derartige Folgenherbeiführen könnte. Ich habe deshalb den Antrag aufVerweisung diesesAntrages an eine Kommissionmitunter¬

schrieben . Ich muß den Vorwurf des Herrn Abg . Frankzurückweisen , ich weiß nicht , ob ich nach einer genauenAufklärung der in Frage kommenden Verhältnisse fürdie Neckarkanalisation bin oder nicht . (Abg . Kolb :Das ist sehr gleichgültig !) Es ist sehr geschmackvoll vonIhnen (zum Abg . Kolb ), daß Sie diesen Zwischenrufmachen , ich weise ihn entschieden zurück . Ich habe das¬
selbe Recht, meine Stimme abzugeben wie Sie . wenn



ich auch nicht einer Fraktion von 20 Mann angehöre .Sie waren auch einmal in der Lage, mit wenigen Ab¬geordneten hier vertreten zu sein , und Sie würden es jeden¬falls nicht für sehr geschmackvoll gehalten haben , wenndamals etwa von nationalliberaler Seite derartigeZwischenrufe gemacht worden wären . Ich weise ihndeshalb auch Ihnen gegenüber zurück . Ich glaube , daßder Antrag auf Verweisung an eine Kommission gerecht¬fertigt ist . (Beifall rechts).

Die Beratung wird geschlossen.

Gegen die Stimmen des Zentrums uno oer Konser-vativen wird sodann der Antrag der Abgg. Kopf undGen . abgelehnt und der Antrag der Abgg. Rebmann undGen. angenommen.

In der Fortsetzung der Beratung über das Budget des
Ministeriums des Innern , Ausgabe Titel XVI , Ein¬nahme Titel VII , fürFörderungderLandwirt -
schast erhalten hierauf das Wort

Abg. Neck (natl .) : Nach diesen hochpolitischen Ver¬handlungen muß ich Sie wieder zum nüchternenGegenstand unserer Tagesordnung zurückführen.
Die Witterungsverhältnisse waren im verflossenenJahre für den Betrieb der Landwirtschaft außer¬ordentlich ungünstig . Nach einem kalten, rauhen Früh¬jahr folgte ein nasser und kühler Sommer und Herbst.Wenn unser Sandboden in der Rheinebene auch in derLage ist, eine größere Menge Wasser aufzunehmen ,so war es doch diesmal des guten zuviel , zumal daswichtigste , was zum Gedeihen einer Pflanze notwendigist , nämlich das Sonnenlicht immer fehlte . Infolgedieser anormalen Witterung ist der erste Schnitt Kleeund Gras sowohl an Qualität als auch an Quantitäthinter den Erwartungen zurückgeblieben. Der zweiteSchnitt ist zwar inbezug aus die Qualität besser aus¬gefallen, aber die schlechte Witterung machte es unmög¬lich , das Futter in gutem Zustande unter Dach undFach zu bringen , und so ging der Mehrertrag aufKosten der Qualität . Diesen anormalen Witterungs¬verhältnissen, die sich auf ganze Landstriche ausdehnten ,ist es zuzuschreiben , daß wir schon seit längerer Zeitaußerordentlich hohe Heu - und Futterpreise zu ver¬zeichnen haben . Diese machten sich im letzten Sommerund Herbst bei allen denjenigen geltend , die in der

glücklichen Lage waren , Gras auf den Wiesen zurVersteigerung zu bringen , sie machten sich insbesonderedurch höhere Reinerträge der Wiesen besitzenden Ge¬meinden und wohl auch bei den Domänen geltend.Diese größeren Reinerträge der Gemeinden aus Futter¬mitteln mögen ja wohl für Verschiedene eine erfreulicheErscheinung sein , um so unerfreulicher ist aber eine solchePreissteigerung für diejenigen , die gezwungen sind , zu¬kaufen zu müssen , und das sind in der Rheinebenewohl die allermeisten, denn dort wird in allerersterLinie Kleinlandwirtschaft betrieben .
Die hohen Futterpreise machen sich aber auch beimAbschluß unserer Gemeinderechnungen bemerkbar, indemin den allermeisten Gemeinden die Rückstände in diesemJahre bedeutend höher als in den letzten Jahren sind .Das hängt allerdings auch noch mit einem anderenFaktor zusammen : Von den Landwirten in der Hardtund wohl auch in der ganzen Rheinebene sind die

allerwenigsten in der glücklichen Lage, sich ausschließlichund allein von der Landwirtschaft zu ernähren . Ein
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großer Teil ist, wenn die Feldarbeit etwas ruht , ge-
zwungen, sich noch nach anderem Verdienst umzusehen.Nun lag infolge der wirtschaftlichen Krisis, die wirschon seit zwei bis drei Jahren haben , in allerersterLinie das Bauhandwerk darnieder , sodaß der Fuhrwerks¬verkehr außerordentlich stockte , und das hat auch dazubeigetragen , daß die Leute weniger verdienten und sodie Rückstände bei den Gemeinden bedeutend größerwurden als in früheren Jahren .

Wenn ich in diesem Zusammenhang von hohen Heu¬preisen sprach, so ist trotz allem auch eine erfreulicheErscheinung zu konstatieren, die darin besteht, daß wirnoch Viehpreise haben, die man als erträglich be¬zeichnen kann. Sonst macht man ja die Erfahrung ,daß die Viehpreise in der Regel im umgekehrten Ver¬hältnis zu den Futterpreisen stehen . Das ist jetzt dankder Aufklärung, in allererster Linie dank der genossemIchaftlichen Bewegung und der genossenschaftlichen Auf¬klärung , besser geworden. Unsere Bauern wissen heutezum größten Teil , welchen Wert sie in ihrem Viehstallbesitzen, und sie wissen auch ganz genau , daß es vorteil¬hafter ist, wenn sie sich im Falle der Not lieber aneine Spar - und Darlehenskasse wenden, um dort vor¬übergehend ein kleineres Kapital zur Tilgung ihrerdringendsten Schulden aufzunehmen , als ihr Vieh zr>Schleuderpreisen abzusetzen.
Man hört zur Zeit auch nichts mehr vonder sogenannten F l e i s ch n o t , die vor vier Jahrenhier in diesem Hohen Hause eine so außerordentlichgroße und wichtige Rolle spielte, und ich denke , unseredeutsche und damit auch unsere badische Landwirtschafthat dadurch den Beweis erbracht, daß sie wenigstens inder Hauptsache den Markt mit genügend Fleisch zuversorgen.
In diesem Zusammenhang komme ich auf die

Seuchengefahr zu sprechen. Wir sind in den letztenzwei Jahren von einer größeren Seuchenepidemie sogut wie verschont geblieben: nur ab und zu ist an ver¬einzelten Orten ein einzelner Seuchenfall vorgekommen.Hierdurch scheint mir erwiesen , daß die Großh . Re¬gierung sich mit den von ihr zur Verhütung derSeuchengefahr getroffenen Maßnahmen auf dem rich¬tigen Wege befindet. Empfehlen möchte ich für meinePerson , daß man , wenn irgend wo einmal wieder eineEpidemie oder eine Seuchengefahr auftaucht , nichtkurzer Hand den betreffenden Amtsbezirk, in dem dieverseuchte Gemeinde liegt, sperrt, sondern daß man dasverseuchte Gehöft als Mittelpunkt annimmt und dannin einem Umkreise von 20 oder 25 Kilometern alleGehöfte sperrt, einerlei , in welchem Amtsbezirk sieliegen. Diese Sperrung müßte dann allerdings auchauf die nachbarlichen Bundesstaaten ausgedehnt werdenkönnen, denn ohne dies wäre sie zwecklos und würdeauch nicht den geringsten Erfolg versprechen .
Als Vertreter der Hardt möchte ich hier auch imInteresse unserer kleineren Viehbesitzer einer reichlichenAbgabe von Laub - und Moosstreu aus den Wald¬ungen das Wort reden. In den Rheinniederungen istdas Bedürfnis nach Laub- und Moosstreu ja bedeutendgeringer als bei uns in der östlichen Hardt , weil wirin den Rheinniederungen überreichlich mit Altwässernund mit Altrheinen gesegnet sind , die es , wenn dieWitterung einigermaßen günstig ist , ermöglichen, Hun¬derte, ja Tausende von Fuhren Streu aus ihnen zuholen. Anders liegen die Verhältnisse in unserer öst¬lichen Hardt . Die Gemeinden liegen dort dicht bei-
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sammen, haben in der Regel keine großen Gemarkungen
und keinen erheblichen Waldbesitz . Beim Bezug von
Streu sind sie daher in der Hauptsache auf die Nutzungen
des Großh . Hardtwaldes angewiesen, und da ist es mir
eine angenehme Pflicht, namens der von mir vertre¬
tenen Hardtgemeinden den Dank für das Entgegen¬
kommen auszusprechen, das die Großh . Hofverwaltung
diesen in den letzten Jahren durch Abgabe von Laub¬
und Moosstreu hat zuteil werden lassen ; insbesondere
ist es mir eine angenehme Pflicht , dem Präsidenten
der Großh . Zivilliste sowie den beiden Vorständen der
Hofforst- und Jagdämter Karlsruhe und Frieo -
richstal zu danken. Die Bewohner dieser Gemeinden
haben mich gebeten, ich möchte dies hier zum Ausdruck
bringen und damit gleichzeitig den Wunsch verbinden,daß dieses Verhältnis , so wie es sich in den letzten
Jahren gestaltet hat , sich auch in Hinkunft weiter ent¬
wickeln möge.

Hinsichtlich der Pferdezucht habe ich einen Wunsch
der Hardtbewohner zur Kenntnis der Großh . Regierung
zu bringen , der dahin geht, das Großh . Ministerium
des Innern möge dafür sorgen , daß in dem durch seine
Pferdezucht weit und breit bekannten Orte Knielingen
wiederum ein Musterungsplatz zur Ausmusterung von
Remonten für die Militärverwaltung eingeführt werde.
In Knielingen ist bis vor 15 oder 20 Jahren zurück
regelmäßig für die Militärverwaltung ausgemustert
worden. Diese Ausmusterung wurde aber dann einge¬
stellt, weil der Markt in den letzten Jnhren schlecht be¬
sucht worden ist . Der Markt ist aber s. Zeit von un¬
seren Hardtbauern mit ihren Pferden deshalb so schlecht
besucht worden, weil die Militärbehörde in jener Zeit
außerordentlich niedrige Preise anlegte, Preise von 500
bis 700 Mark für dreijährige und vierjährige Pferde
mit tadellosen Gängen . Diesen Preis zahlte dazumal
schon jeder Bauer für ein gutes Pferd . Hier ist in¬
zwischen eine Wandelung eingetreten . Eine Wandelung
auf seiten der Militärbehörde und eine Wandelung bei
den Züchtern der Pferde . Die Militärverwaltung hat
sich heute dazu aufgerafft , bedeutend höhere Preise als
in jener Zeit zu bezahlen, und andererseits ist infolgeder wirtschaftlichen Krisis der letzten Jahre eine Mengekleinerer Leute wieder zur Pferdezucht übergegangen,und insbesondere betreiben die größeren Züchter, die
ständig gezüchtet haben , die Zucht heute intensiver,als das in der letzten Zeit der Fall gewesen ist . Dem
Herrn Minister sind ja die Verhältnisse unserer Hardtaus seinen früheren langjährigen Erfahrungen gutbekannt, und es bedarf wohl — wie ich mit meinen
Hardtbewohnern überzeugt bin — nur dieser Anregung ,xm das Großh . Ministerium des Innern zu veran¬
lassen , sich für diese berechtigten Wünsche zu verwenden.
Diese Apregung möchte ich noch dahin erweitern , daßes sich vielleicht empfiehlt , den Musterungsplatz etwa
erst im Jahre 1912 zu eröffnen, damit sich die betreffen¬
den Pferdebesitzer darnach einrichten können ; sie werdeu
es sicher und gern tun .

Auch bei dieser Angelegenheit habe ich mich einer
angenehmen Pflicht zu entledigen . Aus Knielingen und
aus meiner Gemeinde ist mir der Auftrag geworden,dem derzeitigen Referenten für das Pferdezuchtwesen,dem Herrn Regierungsrat Or . Paravicini Dank zu sagen
für sein tatkräftiges und umsichtiges Eingreifen , das
dazu führte , daß die Deckstation Knielingen mit besse¬
rem Hengstmaterial ausgerüstet worden ist.

Zur Förderung der Nutzgeflügelzucht , die bei
uns in allererster Linie durch die landwirtschaftlichen

Vereine und staatliche Beihilfe Unterstützung erhält , find
auf den Landorten Zuchtstationen errichtet, in welchen
in der Hauptsache das rebhuhnfarbige Edelleghuhn ge
züchtet wird . Die betreffenden Zuchtstationen sind am
gehalten, Bruteier sowie junge Kücken an Liebhabei
abzugeben. Ich begrüße diese Einrichtung , die von
außerordentlich großem Vorteil ist. Den Hauptnutzen
erblicke ich aber immer darin , daß möglichst viel
Vorträge über die Nutzgeflügelzucht gehalten wer¬
den und daß den Leuten klar gemacht wird , daß
es sich nicht lohnt , ein Huhn , das über vier Jahre
alt ist , weiterhin als Legerin zu verwenden, sondern
daß, wenn ein Huhn dieses Alter erreicht hat , es sich
empfiehlt, es dahin zu tun , wohin es von rechtswegen ge¬
hört, in einen Kochtopf oder in die Bratpfanne (Abg .
Pfeiffle : Sehr richtig !).

Was den Obstbau anbetrifft , so wird es wohl dank¬
bar anerkannt werden, wenn von seiten der Regierung
auf diesem Gebiete möglichst viel geschieht. Ich möchte
hier nur betonen, daß sowohl der Kreis als auch die
landwirtschaftlichen Vereine ihr Möglichstes zur För¬
derung des Obstbaues tun .

Nun gehen von seiten der Großh . Bezirksämter all¬
jährlich Verfügungen an die Bürgermeisterämter hinaus ,
diese hätten dafür zu sorgen , daß die Raupennester und
die Misteln rechtzeitig von den Obstbäumen entfern !
werden. Über die Entfernung von Misteln von den
Obstbäumen ist schon soviel gesprochen worden, daß iches mir versagen kann, darauf einzugehen. Aber bezüg¬
lich der Entfernung der Raupennester sind mir im
letzten und im vorletzten Jahre in der Gemeinde
Graben anläßlich einer Versammlung laute und wohl
auch berechtigte Klagen zugegangen . Wir hatten in
jenen Jahren ziemlich viele Raupennester auf den
Obstbäumen , und die Leute wurden zum Schlüsseunter Strafandrohung angehalten , diese Raupen¬
nester zu entfernen . Soweit ist alles in Ordnung .
Nun haben mir aber die Leute darüber geklagt, daß
in der Nähe ihrer Obstbäume das Gehege der Großh.
Eisenbahnverwaltung mit einem lebendigen Hag einge¬
friedigt ist, der etwa 120 bis 150 cm hoch und voll
mit Raupennestern behängen war . Die Leute haben mich
gefragt, wie es komme , daß man den Bauern die Auf¬
lage gemacht habe, innerhalb bestimmter Frist ihre
Raupennester zu entfernen , während der Staat an eige¬
nen Anlagen den Zustand belasse , den er bei anderen
nicht dulde. Ich habe den Männern versprochen , daß
ich Gelegenheit nehmen würde, zur Sprache zu bringen ,daß, ivenn man den Bauern diese Auflage mache, es
dann auch nicht mehr wie recht und billig sei , daß die
Eisenbahnverwaltung als Staatsbehörde den betreffenden
Leuten mit gutem Beispiel vorangehe. Ich ersuche da¬
her die Großh . Regierung , daß , wenn wieder solche Auf¬
lagen ergehen , auch der Eisenbahnverwaltung die gleiche
Auflage gemacht werden möge.

Ich komme nun zu unserem Tabakbau . Schon
oft ist in diesem Hohen Hause betont worden, daß der
Tabakbau bei uns in Baden eine außerordentlich wich¬
tige Rolle spielt, da wir ja annähernd die Hälfte von
dem pflanzen, was das Deutsche Reich überhaupt pflanzt ,und eine Fläche von annähernd 7000 ha bebauen.
Was die Ernte des letzten Jahres anbetrifft , war sie
quantitativ eine Mißernte . Wir hatten auf den aller¬
meisten Grundstücken , die mit Tabak bepflanzt worden
sind , etwa nur die Hälfte , bei vielen sogar höchstens
ein Drittel des Ertrages der beiden vorhergehenden
Jahre zu verzeichnen . Wenn ick hier sage, es war
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yuantitativ eine Mßernte , so muß ich anderseits sagen:qualitativ war das Gegenteil der Fall . Die Qualitätdes 1909er Tabaks ist nicht nur gut zu nennen , sondernsie wurde von allen denen, die Tabak kauften und diewohl etwas davon verstehen, als eine sehr gute bezeichnet .Wenn der Käufer einen guten Tabak wünscht, so versuchter ihn in allererster Linie auf die Verbrennlichkeit.Das ist die Haupteigenschaft , den der Tabak habenmuß . Unser 1909er Tabak hat nun die Eigenschaft,daß er, wie man sich auszudrücken Pflegt, „brennt wieein Licht " . Er hatte ferner die Eigenschaft, daß ernach dem Verbrennen eine weiße Asche zurückließ .Wenn das Blatt auch bedeutend geringer als in

sonstigen Jahren war , wo man Blätter von 50 und60 cm Länge und noch mehr und eine Breite von 30bis 40 cm zu verzeichnen batte , so ist dies doch durchdiese besondere Qualität des Tabaks wieder aufgehobenworden, denn diese großen Blätter nutzen den Tabakfabri -kanten doch wenig, wenn sie nicht brennen . Wenn die Ver¬
brennlichkeit fehlt, dann kann auch das Produkt , das aus
diesem Tabak hergestellt wird , nur sehr schwer verkauft wer¬den. Schon im vorigen Jahre hat mich ein ergrauter Tabak¬fabrikant darauf aufmerksam gemacht , daß der Tabakim umgekehrten Verhältnis zum Wein stehe . Er sagtemir dazumal schon : In allen den Jahren , in denenein saurer Wein wächst , wird ein vernünftiger und
voraussehender Tabakspekulant möglichst viel Tabakkaufen. Das ist auch ganz einleuchtend und hängt da¬mit zusammen, daß wir in den Jahren , in denen einsaurer Wein wächst, in der Regel sehr viel Regen¬wetter haben, und je mehr Regenwetter der Tabakbekommt, um so zarter und um so geschlachter wirder , wie der fachmännische Ausdruck lautet .

Bei dieser Gelegenheit möchte ich noch auf etwasanderes abheben. Man hat - von gewisser Seite ge¬glaubt , betonen zu können, daß die höheren Preise , diewir im letzten Jahre für unsere Tabake bekommen haben,in allererster Linie auf die neue Besteuerung znrückzu -führen seien . (Abg. Schmidt - Breiten : Sehr richtig !)Das ist absolut falsch und ist eine Verkennung der wirk¬
lichen und tatsächlichen Verhältnisse ! In der ganzenWelt richtet sich bei allen Artikeln die Preisfrage nachdein Angebot und der Nachfrage. Wenn ich eben betont
habe , daß die 19O9cr Qualität eine vorzügliche Qualität
zu nennen ist, tvenn auf der anderen Seite bekannt ist,daß man nur eine Halbernte , ja in nianchen Gegendennur eine Drittclsernte zu erwarten hatte , war die natür¬
liche Folge doch die, daß sich Handel und Fabrikant inerster Linie auf das wenige stürzten , was zu haben war .So ist cs im letzten Herbst gekommen, daß Tabake ver¬kauft worden sind , die noch nicht eimnal getrocknet waren ,sogar solche , die noch auf den Grundstücken standen.Man hat eben vorausgesehen, daß es ein Qualitätstabak
sein wird , und dann war höchstens die Hälfte von dem
zu bekommen , was nach dem Ertrag früherer Jahre zuerwarten war . Hier spielt aber gleichzeitig noch etwasanderes mit , das ich nicht unerwähnt las¬sen kann. Auch im Auslande , besondersin Java , hatte man im letzten Jahre nur etwa eine
Halbernte zu gewärtigen gehabt. In dem Zusammen¬hangs muß ich betonen, daß die Java - und Brasiltabakein allererster Linie diejenigen Tabake sind , die unseremeinheimischen Tabak den allergrößten Schaden zuzufügenin der Lage sind , und zwar deshalb , weil diese Java -und Brasiltabake schon zum Preise von etwa 30 M . fürden Zentner fix und fertig fermentiert zum Verarbeiten
zu uns herüberkommen. Dann spielt bei diesen aus¬
ländischen Tabaken noch etwas mit , was vielfach nicht

gekannk und, wenn es getomf wird, SohlweÄlich ver¬schwiegen wird , weil es zu bestimmten Zwecken auS-
genützt werden soll : Der ausländische Tabak hat dieEigenschaft, daß sein spezifisches Gewicht um 20 bis 25Prozent leichter ist als das unseres einheimischen Tabaks ,und die Fabrikanten , die Tabak zu verarbeiten haben,werden wohl am allerbesten wissen, welch große Rolledies spielt. Ferner kommt dabei in Betracht , daß es den¬jenigen Fabrikanten , die diesen ausländischen Java - undBrasiltabak verarbeiten , möglich ist, den „Abgang "

, dieRippen , zu einem Preis Won 10—12 M . für den Doppel-zentner zu verkaufen, während sie bei unserem ein¬heimischen Tabak Mühe und Not haben , für das gleicheGewicht an „Abgang" nur 4—5 M . zu erhalten .Deshalb stehe ich nach wie vor auf dem Boden , daßder Wertzollzuschlag nicht in dem Maße zum Schutzeunseres einheimischen Tabakbaues ausreicht , wie er estun sollte.
Ich wäre in der Lage, hier noch weitere eingehendeAusführungen zu machen ; ich behalte mir aber vor, dasbei einer anderen Gelegenheit zu tun , denn es gehörteigentlich bei Beratung des Budgets des Ministeriumsder Finanzen vorgebracht, es wird notwendig sein,bei der ersten Gelegenheit einmal die Verhältnisse zwi¬schen Steuer und Zoll klarzulegen. Etwas anderesmöchte ich hier bei dieser Besprechung des Tabaks dochnoch hervorheben, und das liegt im Interesse der Pflan¬zer. Da möchte ich den Herrn Minister des Innern umVermittlung beim Herrn Finanzminister bitten , weiles eigentlich auch in dessen Geschäftskreis gehört .

Unser Tabak wird vor der Ernte auf die Gewichts¬menge abgeschätzt. Wenn die Abschätzung fertig ist,werden die Listen 3 Tage lang zur Einsicht der Beteilig¬ten auf den: Rathause aufgelegt . Nun haben aber in denletzten Jahren sehr wenige Leute von dieser Möglich! -̂der Einsichtnahme Gebrauch gemacht ; sie waren ebenfelsenfest davon überzeugt, daß ihr Gewicht reiche, siewaren aber auch von dem Gedanken durchdrungen , daßsie ja nicht Tabak bauen, um etwas davon für sich zuzurückzubehalten, sondern daß sie Tabak bauen , um ihnzu verkaufen und mit den : Erlös den Verbindlichkeitennachzukommen , die ihnen im Spätjahr obliegen. Nunhabe ich vorhin schon betont, daß wir in diesen: Jahrehinsichtlich der Quantität des Tabaks eine Mißerntehatten : und die Befürchtung wird wohl Tatsache werden,daß eine große, große Anzahl unserer Tabakpflanzernicht in der Lage sein wird , dasjenige Quantunr anTabak abzuliefern, was die Schätzer vor der Ernte festge¬stellt haben. Wenn sie in den letzten Jahren einige Kiloweniger abgeliefert hatten , als von den Schätzern geschätztworden war , wurden sie rücksichtslos bestraft . Daß dasbei den Betroffenen viel Zorn und Ärger unL viel Miß¬mut ausgelöst hat, läßt sich leicht denken , zumal wennman noch in Betracht zieht, daß (nach meiner Auffassungund nach der Auffassung von tausenden von Bauern )diese ganze staatliche Schätzung auf dem Felde draußenunnötig ist ; es ist eine Geldverschwendung. (Abg.Müller - Heiligkreuz: Sehr richtig !) . Bei Behandlungdes Budgets des Finanzministeriums wird sich wohl Ge¬legenheit bieten, daraus einzugehen, ob denn nicht in tun¬lichster Bälde mit dieser Einrichtung gebrochen werdenkann (Sehr richtig! rechts) . Aber heute habe ich dieseBestimmung hier hervorgehoben, um den Herrn Ministerdes Innern zu bitten, er möge doch bei seinem HerrnKollegen vom Finanzministerium dafür eintreten , daßdiejenigen Leute, die jetzt in der unglücklichen Lage sind,nicht das volle Quantum an Tabak abliefern zu können,
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das ihnen die Schätzer abgeschätzt haben, nicht auch noch
den weiteren Nachteil haben , daß man sie bestraft ; ich
möchte den Herrn Minister bitten , er möge dafür ein-
treten , daß man ausnahmsweise auch einmal Gnade für
Recht ergehen und die Leute mit einer Verwarnung davon
kommen läßt . Ich denke , sie sind genug dadurch gestraft,
daß sie eine solche Mißernte zu verzeichnen gehabt haben,die ihnen nur die Hälfte und mitunter nur ein Drittel
der sonstigen Ernte gebracht hat . Soviel über den Tabak .

Zum Schluß möchte ich — ich habe das schon auf jedem
Landtag getan — noch einige Worte über die Förderung
unseres Gemüsebaues reden . Ich habe auf deni
letzten Landtag Ausführungen in dieser Hinsicht gemacht
und bin , scheint es, jedenfalls falsch verstanden worden,denn der Herr Referent für Landwirtschaft hat mir da¬
zumal entgegengehalten , es würde sich wohl nicht emp¬
fehlen, daß man zu den jetzt schon bestehenden vielen Ver¬
einigungen noch eine weitere , einen Gemüsebauverein,
hinzufüge . So war das auch nicht gedacht , daß man noch
weitere Vereine in der Form von Gemüsebanvereinen
gründen solle ; sondern — und so sind heute meine Aus¬
führungen gedacht und so waren sie auch dazumal ge¬
meint — ich bin der Auffassung, daß die Landwirtschafts¬
lehrer und die Kreiswanderlehrer , wenn sie hinausgehen
und ihre Vorträge halten , immer und immer wieder auf
die Vorteile des rationellen Gemüsebaues Hinweisen soll¬
ten . Wenn man z . B . hier über den Markt geht, so sieht
man , wie Hunderte von Fuhren Gemüse von außerhalb
Badens in die badische Residenzstadt eingeführt werden.
Es müßte doch möglich sein, all das , was hier den weiten
Transport ertragen hat und ertragen kann, auch hier in
der Nähe Karlsruhes oder in der Nähe der großen Städte
unseres Landes überhaupt zu pflanzen . Ich möchte bei
der Gelegenheit nur aus eine Tatsache Hinweisen , die
zeigt, wie solche Anstrengungen immer große Vorteile
und große Förderungen des wirtschaftlichen Lebens mit
sich bringen . Vor etwa 15 bis 18 Jahren wurde hier eine
bosnische Ölrose eingesührt , und diese bosnische Ölrose
mußte erst unter großen Aufwendungen hierher ver¬
pflanzt werden : wir 'haben damals in meiner Heimat¬
gemeinde mit Unterstützung von vier oder fünf Herren
ein kleines Stück Land mit solchen Rosen angepflanzt .
Die Bauern standen der ganzen Sache zuerst mißtrauisch
gegenüber, und heute werden bei uns durch diese
bosnische Ölrose TaNsende von Mark in das Dorf ge¬
bracht . Es muß die Sache eben den Leuten vorgetragen
werden, und sie sollten sich klar darüber werden, welchen
Vorteil sie davon haben könnten. Man macht auch über¬
all in den Gemeinden die Wahrnehmung , daß es bei
all denjenigen Bauern vorwärts geht, die mit dem Fort¬
schritt gehen und die das anpflanzen , was zurzeit not¬
wendig ist. Man macht die Wahrnehmung , daß diese
Leute zu etwas kommen , daß aber die Entwicklung bei
allen denjenigen , die auf der andern Seite am Alten fest-
klcben , immer noch mit der alten Frnchtwechselwirtschait
arbeiten , still steht. Das sind Tatsachen, um deren Er¬
kenntnis man nicht herumkommt, wenn man in die
Familienverhältnisse und in die Verhältnisse der ein¬
zelnen Gemeindemitglieder einblicken kann. Darauf hin¬
zuweisen , sollte gerade auch der Zweck meiner heutigen
Ausführungen sein, weil ich sehe, daß es den Leuten,
die fortschrittlich denken , die mit der Zeit gehen und das¬
jenige bauen , was die Zeit erfordert , besser geht, als den
andern, die an dem alten stehen und hängen.

Von diesem Gedanken ausgehend möchte ich, wie ge¬
sagt , die Großh . Regierung gebeten haben, bei allen sich
bietenden Gelegenheiten darauf hinzuweisen, wie der

Gemüsebau rationell betrieben werden kann und soll ; ich
möchte sie bitten , unseren Gemüsebau in möglichst um¬
fangreichem Maße zu fördern , zu fördern zur Hebung der
einzelnen Existenzen und damit zur Hebung der Wohl¬
fahrt in unseren Gemeinden und unserer badischen Hei¬
mat (Beifall bei den Nationalliberalen ).

Abg . Ziegelmaier (Zentr .) : Gestatten Sie auch
mir einige Worte zur landwirtschaftlichen Debatte . Ich
möchte das Gesetz, die l a n d- u n d forstwirtschast -
liche Unfallversicherung betr . , herausgreifen
und die Herren auf einige Härten darin Hinweisen . Daß
dieses Gesetz bei den meisten Landwirten nicht beliebt ist,das brauche ich überhaupt nicht zu erwähnen . Die mei¬
sten werden es dorthin wünschen , wo der Pfeffer wächst
(Abg . Frhr . von M e n tz i n g e n : Sehr richtig !) ;überall in den Versammlungen wird man daran erin¬
nert , man sollte doch dahin wirken, daß die Zwangsver¬
sicherung vielleicht zu einer freiwilligen Versicherung um¬
geändert werde. Allein ich will keinen Stab über dieses
Gesetz brechen, es ist ja Reichsgesetz, sondern nur auf
einen Punkt zu sprechen kommen . Die Umlagezettel
kommen gewöhnlich im Mai , in einer Zeit , zu der die
Landwirte nichts weniger haben als Geld. Man könnte
das nach meiner Meinung ganz leicht dahin abändern
daß diese Zettel erst im August oder September herausge
geben werden. Dort haben die Landwirte eher Geld als
im Mai , und wenn es vielleicht ermöglicht werden könnte,
diese Umlage in zwei Raten zu bezahlen, so wäre auch das
eine große Erleichterung für die Landwirte , im Gegen¬
satz zu jetzt, wo es auf dem Zettel heißt : Innerhalb 14
Tagen zu bezahlen ! Bezahlen würde ja jeder gern, wenn
er Geld hat , und so ist es auch hier.

Als eine weitere Härte wird oft sehr empfunden, das
die Herren Steuerkommissäre bei der A u f st e l l u n gder Kataster Mitwirken . Daß diese Herren überall
schrauben wollen, wo sie können , das ist ja bekannt, sie
tun es nicht allein bei der Steuer sondern auch bei der
landwirtschaftlichen Unfallversicherung, und da gibt es
manchmal zwischen den Sachverständigen und den Her¬
ren Steuerkommissären Auseinandersetzungen, die oft zu
nichts gutem führen . Gerade im vorigen Jahre ist mir
ein eigenartiger Fall bekannt geworden, der sich anläßlich
der Klasseneinteilung ereignet hat . Es ist ja uns allen
bekannt, daß für eine Person im landwirtschaftlichen Be¬
triebe 300 Arbeitstage veranschlagt werden ; der Steuer¬
beamte aber , der bei uns mitgewirkt hat , rechnete dazu
noch für jeden Tag fünf Stunden , die zum Vieh¬
füttern beniitzt werden. Ich habe demgegenüber
gesagt, diese fünf Stunden gingen doch an der
Arbeitszeit ab ; in dieser Zeit der Fütterung arbeiteten
die Leute doch nichts anderes . Es wurde mir
darauf erwidert , so rechne man eben in Karls¬
ruhe ; ich habe das bestritten . Der Beamte hat dann
weiter debattiert . Man sieht oft, wie die Herren in dieser
Weise etwas durchdrücken wollen, was sie überhaupt nicht
verstehen , und da bitte ich die Großh . Regierung , daß
hier der Kommission bezw . den Sachverständigen mehr
Selbständigkeit gewährt wird , denn die Sachverständi¬
gen an Ort und Stelle können doch die Betriebe besser
schätzen als ein Herr , der von auswärts kommt . Ich will
damit dem Herrn Steuerkommissär keinen Vorwurf
machen . Aber ich möchte nur darauf Hinweisen , daß die
Herren manchmal etwas kuriose Ansichten haben. (Der
Präsident macht den Redner darauf aufmerksam, daß
der Gegenstand seiner Ausführungen das Gebiet der
Landwirtschaft nicht berühre .)
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Aus dem Gebiete der Viehzucht will ich die Schweine¬zucht herausgreifen , und möchte da auf einen Fall Hin¬weisen, der vor zwei Jahren in der Gemeinde Forst sichereignet hat . Vor zwei Jahren grassierte in der Ge¬meinde Forst die Schweinefeuche in einem solchenMaße, daß innerhalb einiger Monate fast der ganzeSchweinebestandhinweggerafft wurde . Trotz allen Fleißesund aller Arbeit des Großh . .Bezirktierarztes wütete dieSeuche immer weiter . Die Gemeinde Forst erlitt dadurcheinen Verlust von mindestens 50 000 M . Ich möchte nunbei der Großh . Regierung anfragen , ob man nicht in¬zwischen Mittel und Wege gefunden hat , damit man,wenn wieder ein solcher Fall eintritt , diese verheerendeKrankheit rationell bekämpfen könnte.

Im weiteren möchte ich auf die Pflanzenkrank¬heiten eingehen. Schon seit zwei Jahren werden die
Hopfenpflanzen von einer Krankheit befallen, die denHopfenbau, wenn nichts dagegen geschieht, fast zum Ruinbringen wird , insbesondere in denHardtgemeinden meinesWahlkreises. Schon im vorigen Jahre war diese Krank¬heit in sehr weitem Umfange verbreitet , aber in diesemJahre ist sie es noch viel mehr . Man hat verschiedent¬lich versucht , die Krankheit durch Spritzen zu bekämpfen,allein es half alles nichts. Durch diese Krankheit sind ge¬rade die Gemeinden der Hardt in schwere Not geraten ,deren einzige Einnahmequelle der Hopfenbau bildet . DieHopfenbauer haben meistens kleine Domänenfelder inPacht und sind nun durch die Vernichtrlng der Hopfen¬bestände in Geldnot und Rückgang ihres Vermögens ge¬kommen . Ich möchte die Großh . Regierung fragen , obman nicht schon Mittel und Wege gefunden hat , um dieseKrankheit energisch bekämpfen zu können.
Diese so schwer geschädigten Gemeinden müssen viel¬leicht setzt ein anderes Handelsprodukt bauen , z . B.Tabak . Halmfrüchte werden weniger gebaut , das Strohist in diesem Jahre sehr teuer und sehr schwer zu erhalten .Ich möchte daher die Großh . Regierung bitten , den Ge¬meinden durch reichliche Gewährung von Laub st reuihnen in ihrer bedrängten Lage in jeder Hinsicht unterdie Arme zu greifen . Da die Leute durch den Ausfallder Hopfenernte kein Geld haben, so wäre es sehr dank¬bar zu begrüßen , wenn man diesen Gemeinden der Hardtausreichend Laubstreu gewähren wollte (Beifall imZentrum ).

Abg . Mülle r -Heiligkreuz (natl .) : Der Herr Bericht¬erstatter hat in seinem einleitenden Vortrage davon ge¬sprochen , daß der Landwirtschaftliche Ver¬ein der Landwirtschaftskammer auf dem Gebiet der
Saatzuchtvermittlung und der Vortragskurse Konkur¬renz mache. Es ist darin ein Vorwurf enthalten , den derHerr Minister schon mit milden Worten als unbegründetzurückgewiesen hat , den ich aber mit allem Nachdruckals unberechtigt zurückweisen muß . Der Landwirtschaft¬liche Verein ist die älteste landwirtschaftliche Organisa¬tion im Lande, die die Interessen unserer Landwirtschaftauf allen Gebieten zu fördern jederzeit eifrig bemühtwar . Wenn man also von Konkurrenz reden und ausdieser Konkurrenz einen Vorwurf konstruieren will , sokann dieser Vorwurf doch nicht die alte Organisationtreffen , er kann nur die neuen treffen , denn sie sind es,die der alten Organisation , dem LandwirtschaftlichenVerein Konkurrenz machen .
Der Landwirtschaftliche Verein besteht seit dem Jahre1819 ; der erste Versuch , zur Hebung der Landwirtschafteine Vereinigung zu bilden, geht bis ins Jahr 1810

zurück. Der Landwirtschaftliche Verein besteht also seiknahezu 100 Jahren und Niemand wird bestreiten kön-nen, daß sein Wirken jederzeit ein segensreiches war .Auf allen Gebieten der Landwirtschaft war er tätig , wieman aus den Tagesordnungen für die Zentralausschuß -
sitzungen ersehen kann. Im Jahre 1866 z. B. hat einesolche Zentralausschußsitzung stattgefunden mit folgen¬der Tagesordnung : 1 . Änderung der Einteilung der
landwirtschaftlichen Bezirksvereine zu Gauverbänden ,2. Hagelversicherung, 3. Beschaffung guter Zuchtfarren ,4. Hanf- und Flachsbau , 6. Gemeindeschäfereien, 6. Er¬richtung meteorologischer Stationen , 7 . das landwirt¬schaftliche Prämienwesen . 1872 hat die Tagesordnungfolgendermaßen gelautet : Belastung des ländlichenGrundbesitzes gegenüber den anderen Gewerbetreiben¬den, Hebung des Obstbaues und der Obstverwertung inBaden, Errichtung von Samenmärkten , Errichtung einerSamenkontrolle , Reform der Kontrollierung der Han¬delsdüngemittel , Anträge der Bezirksvereine usw. Sokönnte ich eine ganze Reihe von Tagesordnungen ver¬lesen , Tagesordnungen , wie sie später der Landwirt¬schaftsrat behandelt hat und wie sie heute unsere Land-

Wirtschaftskammer in eingehender und dankenswerterWeise behandelt.

Bei seiner Gründung im Jahre 1819 hatte der Land¬wirtschaftliche Verein 19 Mitglieder , 1821 403, 1825550, 1855 9009 Mitglieder ; er entwickelte sich dann stetigweiter und hatte im Jahre 1890 21758 und jetzt über44 000 Mitglieder .

Die Vermittlung von gutem Saatgut betrachteteer jederzeit als eine seiner Hauptaufgaben , von derWahrheit des Spruches überzeugt : „Wie die Aussaat ,so die Ernte .
" Der Herr Berichterstatter hat ausgeführt ,daß die Landwirtschaftskammer nur erprobtes Saatgutliefere, während der Landwirtschaftliche Verein uner¬probtes von auswärts beziehe und dieses an feine Mit¬glieder abgebe . Auch das trifft nicht zu. Ich habe hierdas „Landwirtschaftliche Wochenblatt" vom 19. Januardieses Jahres vor mir : In diesem wird die Saatgutlistefür die Frühjahrssaat bekannt gegeben . Diese Liste bil¬det einen Auszug aus der Saatgutliste der Deutschen

Landwirtschaftsgesellschaft und Niemand wird derDeutschen Landwirtschaftsgesellschaft nachsagen wollen,daß sie unerprobtes Saatgut zur Weiterverbreitungempfiehlt. Diese Liste erstreckt sich auf verschiedene Sor¬ten Sommerweizen, Sommergerste , Hafer , Hülsen¬früchte , Kartoffeln , Runkelrüben und Kleearten . Dabeiwird auch verwiesen auf die in der gleichen Nummerveröffentlichte Saatgutliste unserer Landwirtschafts¬kammer. Diese beiden Saatgutlisten stehen nebenein¬ander , und Jeder , der das „Landwirtschaftliche Wochen¬blatt " liest , kann seinen Bedarf dort decken , wo er glaubt ,daß er am besten bedient wird . Die Landwirtschafts¬kammer ist übrigens zurzeit auch noch nicht in der Lage,aus der eigenen Produktion den ganzen Bedarf an Saat -gut zu decken .

Der Landwirtschaftliche Verein läßt sich hier nichtausschalten, auch er beansprucht seinen Platz an derSonne ; er ist aber bereit mitzuarbeiten und läßt sich imWohlwollen gegenüber unserer Landwirtschaft von keineranderen Organisation überbieten. Wohl ist es eine Tat¬sache , daß er einen großen Teil seiner früheren Tätig -fpH and damit seine.« Einflusses aus der Hand gegeben
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hat . Eine große Anzahl Konsumvereine , Ein - und Ver¬
kaufsgenossenschaften verdankt ihre Existenz den land
wirtschaftlichen Bezirksvereinen und der große Konsum¬
verband zum großen Teil seine Stärke der Unterstützung,
die er zu jeder Zeit von den landwirtschaftlichen Be¬
zirksvereinen gefunden hat . Im Amtsbezirk Weinheim
haben wir derartige Konsumvereine in allen Gemeinden
bis auf zwei kleine , deren Landwirte den Vereinen in
den Nachbarorten beigetreten sind , und matt kann wohl
sagen, daß zwischen diesen Vereinen und ihrem Grün¬
der, dem landwirtschaftlichen Bezirksverein , bis auf den
heuftgen Tag stets die besten und freundschaftlichsten Be¬
ziehungen bestanden haben . Ich hoffe , daß es auch so
bleiben wird .

Die Haupttätigkeit der landwirtschaftlichen Bezirks¬
vereine liegt seit Jahren auf dem Gebiete der Beleh¬
rung , und ich kann nicht verstehen, wie Herr Kollege
von Mentzingen ein Unrecht darin erblicken kann, und
wie er ihm auch dieses Gebiet streitig machen will . Daß
die Herren Referenten für die verschiedenen Vorträge
und Vortragskurse aus der Staatskasse bezahlt werden,
während nach seiner Ansicht die Landwirtschaftskammer
dieselben selbst bezahlt , kann nach meiner Ansicht gar nicht
in Betracht kommen . Ich frage den Herrn Kollegen von
Mentzingen , woher hat denn die Landwirtschaftskammer
die Mittel , mit denen sie ihre Beamten bezahlt ? Kom¬
men sie etwa aus der Luft , oder kommen sie nicht auch
aus der Tasche unserer Steuerzahler , so gut , wie die,
mit denen der Staat seine Beamten bezahlt ? Wir haben
ja im Budet eine Summe von 27 000 Mark zur Unter¬
stützung der Landwirtschaftskammer und dazu wird noch
von den Landwirten eine Steuer von über 100 000
Mark erhoben. Also auch dieser Vorwurf ist unbegrün¬
det und unberechtigt . Wenn es nun aber wahr wäre ,
was man mir von gewissen Seite mitgeteilt hat , daß die
Landwirtschaftskammer dahin wirke , daß von seiten der
Großh . Regierung den Landwirtschaftslehrern verboten
werden soll, vom Landwirtschaftlichen Verein arrangierte
Vortragskurse zu halten , so müßte ich dies in hohem
Maße bedauern (Zurpf ) , und ich muß offen erklären,
eine solche Handlungsweise würde nicht dazu beitragen ,
die Landwirtschaftskammer im Volke populär zu machen .

Ich stehe hier auf dem Standpunkt des Herrn Mini¬
sters. Die landwirtschaftlichen Organisationen sollen
auf den Gebieten , auf denen sie seither so segensreich ge¬
arbeitet und gewirkt haben, weiter arbeiten , sie
können dies ganz gut , ohne daß sie sich gegenseitig in die
Haare zu geraten brauchen, sie sollen in der Landwirt¬
schaftskammer , der gesetzlichen Vertretung der Land¬
wirtschaft ihre Spitze haben . Die Landwirtschaftskam¬
mer soll aber diese Organisationen in ihrer Arbeit nicht
stören, sondern über deren Mitarbeit sich freuen . Sie
braucht Unterorgane im Lande , die sie unterstützen, und
ich bin fest überzeugt , wenn sie auf diesen Standpunkt
kommt, das beste, treueste und uneigennützigste Organ
wird jedenfalls der Landwirtschaftliche Verein sein.

Auch an der Stellung der Amtsvorständein
ihrer Eigenschaft als Vorstände der landwirtschaftlichen
Bezirksvereine wurde wieder Kritik geübt , wenn auch ,
wie ich gerne zugestehen will , nicht in der schroffen
Form wie in früheren Jahren , und wie dies aus An¬
deutungen in der Presse zu erwarten war . Me Herren
Amtsvorstände können auch machen, was sie wollen , sie
können es eben nie allen Leuten recht inachen . Beteiligen

sie sich nicht am öffentlichen Leben und beschränken sie
sich nur auf ihre Amtstätigkeit , so heißt es im Volke, die
Herren Oberamtmänner verlieren aber auch jegliche Füh¬
lung mit dem Volke, man erfährt nur von ihnen , wenn
sie eine polizeiliche Verfügung herausgeben oder Straf¬
zettel schicken, nehmen sie aber eine Vorstandsstelle in
einem landwirtschaftlichen Verein an , so ist es auch nicht
recht . Ich glaube , daß wir den Herren nur dankbar sein
können, wenn sie, das nötige Jntereüe für dieses Amt
vorausgesetzt , als Vorstände landwir . Etlicher Bezirks¬
vereine in das Volk hinaustreten , sie lernen dabei das¬
selbe kennen, viel besser kennen als im Umgang mit
demselben auf ihren Bureaus . Wenn der Mann von
Lande zum Beamten aus sein Bureau kommt, ist er im-
mer etwas befangen und zurückhaltend mit seinen Ansich¬
ten , in einer öffentlichen Versammlung aber , in der über
dies oder jenes Thema auf landwirtschaftlichem Gebiet
gesprochen wird , geht der Bauer aus sich heraus , er hält
nicht hinter dem Berg mit seinen Ansichten, und der
Verwaltungsbeamte lernt die Wünsche seines Bezirks in
einem Tage viel besser kennen, als ihm dies in seiner
Amtsstube in einer Woche möglich ist. Ich glaube , die
Herren Amtsvorstände verdienen hier viel eher Lob als
Tadel , wenn der eine oder der andere das Amt als Vor¬
stand eines landwirtschaftlichen Bezirksvereins annimmt .
Sie bringen doch selbst ein großes Opfer an Zeit und
Geld , wenn sie im Jahr an zehn oder noch mehr Tagen
hinausgehen in ihren Bezirk , um das Wohl der ihnen
unterstehenden landwirtschaftlichen Bevölkerung zu för¬
dern.

In der Pfalz haben sich im Laufe der letzten paar
Jahre zwei Amtsvorstände in ihrer Eigenschaft als Vor¬
stände zweier landwirtschaftlicher Bezirksvereine große
Verdienste um die Landwirtschaft erworben . Der eine
ist der vor einiger Zeit versetzte Oberamtmann Baur in
Schwetzingen — der Bezirk hat ihn sehr ungern ver¬
loren — , der andere ist Herr Oberamtmann Steiner in
Weinheim . Sie haben speziell die Ziegenzucht und den
Obstbau wesentlich gefördert . Im Bezirk Weinheim be¬
stehen jetzt in fast allen Orten Ziegenzuchtvereine , drei
derselben haben Weiden errichtet und die Großh . Re¬
gierung hat dieselben in dankenswerter Weise unterstützt.
Ich möchte die Großh . Regierung bitten , wenn weitere
Vereine solche Weiden anlegen , auch diesen mit entspre¬
chenden Beiträgen unter die Arme zu greifen . Ein wei¬
teres , sehr wichtiges Gebiet , das sich diese beiden Herren
sowie die Vorstände der Landwirtschaftlichen Bezirks¬
vereine Mannheini und Ladenburg als Feld ihrer Tätig¬
keit ausersehen haben, ist der Obstbau . Um den Obst¬
bau einheitlicher zu gestalten , hat eine von den vier Ver¬
einsdirektionen eingesetzte Kommission ein Obstsortiment
aufgestellt , das im Gebiete des Pfalzgauverbandes ange¬
pflanzt werden soll. Die jungen Obstbäume , Reiser zum
Veredeln werden gemeinsam bezogen , ein von den Krei¬
sen Mannheim und Heidelberg angestellter Obstbautech¬
niker entfaltet neben dem vom Staate angestellten Herrn
Obstbaulehrer Klein eine sehr rege Tätigkeit . Erwäh¬
nen will ich noch , daß der Kreis Mannheim im letzten
Jahre zum Bezug der jungen Obstbäume einen namhaf¬
ten Beitrag geleistet hat . Von Vorteil für den Obstbau
und speziell für den Obstabsatz halte ich die von den
Städten Mannheim und Karlsruhe eingerichteten jähr¬
lichen Obstmärkte. Gemeindebaumschulen halte ich nicht
für nötig .

Im Budget 1906/07 hat das Hohe Hans eine Summe
von 10 000 M. genehmigt , die zur Errichtung einer



Muftergeflügelzuchtanstalt auf der Hochburgngefordert ivorden war . Ich habe damals diese
Anforderung gerne mitgenehinigt , weil ich der Ansichtbin, daß eine solche Anstalt , wenn geschickt und sach¬gemäß geleitet, für die Geflügelzucht im Lande, be¬
sonders aber für die Nutzgeflügelzucht von großem
Nutzen sein wird . Ich möchte nun bei der Großh .Regierung aufragen , ob sie den Plan , eine derartigeAnstalt zu errichten, aufgegeben oder ob sie noch nichtden passenden Platz dazu ausfindig gemacht hat .

Ich habe mich seinerzeit gegen die Errichtung der Ge¬
flügelzuchtanstalt auf der Hochburg ausgesprochen undden Wunsch daran geknüpft, daß man dieselbe an einer
Eisenbahnstation , mehr in der Mitte des Landes errich¬ten solle. Eine solche Anstalt muß , wenn sie erfolgreichwirken soll, an einem Platze errichtet werden, der von
jedermann leicht zu erreichen ist.

Was damals gegen die Errichtung der Geflügelzucht¬
anstalt auf der Hochburg sprach , spricht heute, und zwarin nicht geringerem Maße , gegen die Errichtung der
Saatzuchtanstalt an diesem Platze . Die Schaf¬fung dieser Anstalt war eine Notwendigkeit : wir sindso wie so auf diesem Gebiet anderen Bundesstaaten gegen¬über ins Hintertreffen gekommen. Allein der Platz ist
nach meiner Ansicht falsch gewählt ; er liegt zu weit vonder Bahn entfernt ; die Reisekosten für den Leiter der
Anstalt , der doch eine enge Fühlung mit den Landwirtenim Lande haben, also öfter bald dahin , bald dorthinreisen muß , sind zu groß , und nicht der letzte Punkt ,der mich zu dieser Ansicht gebracht hat , ist, daß nie¬mand die Anstalt besucht. Die Landwirte in der nächstenUmgebung scheinen an derselben nicht das geringste In¬teresse zu haben, denn sonst müßte der Besuch ein
besserer sein. In der Gegend des Kaiserstuhles bildetder Weinbau die Haupterwerbsquelle der Landwirtschaft ;es wäre deshalb nach meiner Ansicht viel besser, manwürde dort eine Weinbauschule, die wir doch schaffen
müssen , errichten, und die Saatzuchtanstalt so bald als
möglich mehr in die Mitte des Landes , ja vielleicht mehrin den nördlichen Teil desselben verlegen , an einen
Platz, in dessen Umgebung der Körnerbau eine
große Rolle spielt , und wo die Landwirte infolge hier¬von mehr Interesse an einer solchen Anstalt haben wer¬den . Ich habe im September vorigen Jahres die Hoch¬burg besucht und die Saatzuchtanstalt besichtigt . Aufmeine Frage , ob die Anstalt von praktischen Landwirten
oft besucht werde, erhielt ich die Antwort , ich sei bis
jetzt der fünfte . Was ich dort gesehen habe, hat mich
sehr interessiert, und ich glaube , daß die Großh . Regie¬rung in der Gewinnung des Herrn Or . Lang für den
Direktorposten einen guten Griff getan hat .

Mein Freund Sänger hat neulich eingehend über die¬
sen Gegenstand gesprochen ; er ist auch zu sprechen ge¬kommen auf einen Artikel , der in der „Badischen Landes¬
zeitung "

abgedruckt ist und sich aus verschiedenen Grün¬den gegen die Errichtung der Anstalt aus der Hochburgausspricht ; ich will daher , um nichts zu wiederholen und
unnötigerweise die Verhandlungen in die Länge zu zie¬hen , nicht weiter darauf eingehen, aber doch noch er¬klären, daß ich Wort für Wort unterschreibe, was derHerr Kollege Sänger ansgeführt hat .

Die S a a t b a u st e l le u , die die Landwirtschafts -kamnier errichtet hat , begrüße ich und verspreche mir von
denselben einen großen Nutzen für unsere Landwirtschaft .

SOI

Über den Tabakbau habe ich mich schon in früheren
Landtagen geäußert , und nachdem mein Freund Neck
diese Angelegenheit behandelt hat , will ich , um nichts zuwiederholen, nicht näher daraus eingehen und nur einen
Punkt herausgreifen , von dem er nicht gesprochen hat .Wir haben seit einigen Jahren das Prämiierungssystemeingeführt , dem auch ich vor zwei Jahren das Wort ge¬redet habe. Allein, ich bin zu einer anderen Ansicht ge¬kommen . Ich glaube, daß der Erfolg , den wir durch diese
Prämiierungen haben, ein ziemlich negativer sein wird ,es wird nichts dabei herauskommen. Zehn Mark aufjeden Angemeldeten .der prämiiert wird , ist keineSumme , die einen Landwirt dazu bringt , von
seinen Ideen abzugehen. Dann habe ich hiereine Nachricht , daß z. B . die Prämiierungskom¬mission Ladenburg 60 Mark mehr für Diäten ausge¬geben hat , als Gelder für die Prämiierung vorhandenwaren (Heiterkeit). Das ist doch ein ungesundes Ver-hältnis , und ich glaube, damit sollte man brechen . Mankönnte vielleicht auf einem anderen Gebiet für denTabakbau wirken. Ich möchte hier einem Gedanken Aus¬druck geben , über den ich mich schon eininal mit Sachver¬ständigen gesprochen habe . Vielleicht wäre es möglich,durch Verwendung von Mitteln auf der oder jenen Saat¬

baustelle einen kiinstlichen Dünger ausfindig zu machen ,der als Tabakdünger verwendet werden könnte, der dieQuantität erhöht, ohne daß die Qualität darunter not¬leidet. Ich weiß, das wird eine sehr schwierige Fragesein ; aber es sind schon mehr schwierige Fragen gelöstworden, vielleicht ist auch diese zu lösen . Wenn das ge¬lingen würde, wäre es jedenfalls viel besser als die
Prämiierung .

Und nun einige Worte über A u g u st e n b e r g . Ichwill auf diesem Landtage Gesagtes nicht wiederholen,auch von mir in früheren Landtagen Gesagtes nicht. Imvorigen Jahre war die Gersteausstellung schwach beschickt .Der Grund war jedenfalls der, daß die Gerste bei derErnte stark verregnet und eine Helle, wirklich erstklassigeGerste nur selten zu finden war . Diese Gersteausstellungwird in Zukunft noch von größerer Wichtigkeit sein wieseither, und zwar deswegen , weil durch das neue Bier -
steuergesetz die Bierbrauer fast doppelt so hoch belastetwerden wie seither und es ihnen jetzt erst recht daraufankommen muß , eine gute, gleichmäßig keimende Gerste,die eine reiche Ausbeute ermöglicht, zu erhalten . UnsereLandwirtschaftslehrer werden jetzt noch mehr wie seitherin ihren Vorträgen darauf hinwirken müssen, daß in deneinzelnen Gemarkungen nicht mehr die zahlreichen un -
gleich keimenden und deshalb eine geringe Ausbeuteliefernden Gerstesorten angebaut werden, sondern daßnur eine einzige Sorte angebaut wird . Dank der Er¬richtung der Saatzuchtanstalt und der seitens der Land -
wirtschastskammer errichteten Saatbaustellen wird es inZukunft nicht schwierig sein , die für die einzelnenLandesteile passenden Sorten zu erhalten .

Was unsere Pferdezucht anbelangt , so kann manwohl sagen , sie ist in einem stetigen Vorwärtsschreiten be¬griffen . Im Budget wird zur Förderung derselben eineSumme von 144 000 M . angefordert und im Kommis¬sionsbericht wird auf Seite 8 angegeben, daß im Jahre1909 159 907 M . ausgegeben wurden . Ich kann mir nichtdenken , daß die Ausgaben im Jahre 1910 geringerwerden sollen wie im Jahre 1909 ; ja ich glaube , daß .wenn nicht bei den Prämiierungen abermals schärfereAnforderungen gestellt und die Prämien gekürzt werden— ich würde dies sehr bedauern —, die Ausgaben eher
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größer als kleiner werden wie im Jahre 1909 . Es ist
im Jahre 1909 nur 1 Kaltbluthengst neu angeschafft
worden, im laufenden Jahre werden jedenfalls mehrere
nötig werden ; es kommt aber noch hinzu , daß im letzten
Jahre die Zahl der eingeführten Stutfohlen gegen die
letzten Jahre wesentlich zugenommen hat , gegen das Jahr
1908 um 24 Stück. Es wurden nämlich im Jahre 1908 17,
im Jahre 1909 41 Stück eingeführt ; der Durchschnitts¬
preis beträgt etwa 1200 M . pro Stück, so daß, eine gute
Haltung vorausgesetzt, gegen 3000 M . an Kaufpreisnach¬
lässen mehr auszugeben sein dürften wie im Jahr 1909.
Übrigens ist meines Erachtens die Zunahme des Fohlen¬
imports nur zu begrüßen . Eine Zufuhr von guten
Originaltieren ist immer noch nötig , weil unsere Kalt¬
blutzucht noch zu jung ist, um jetzt schon auf dieselbe ver¬
zichten zu können.

Es ist zwar schon eine stattliche Zahl guter im unter -
badischen Verbandsgebiet gezüchteter Stuten vorhan¬
den , die den importierten an Qualität kaum nachstehen ,
allein , sie genügen noch nicht . Von großem Vorteil für
den Verband in den letzten Jahren war die Beschickung
der Ausstellungen der Deutschen Landwirtschaftsge-
sellschaft, sobald dieselben im Süden des Reiches statt¬
fanden . Die Großh . Negierung hat mit Zustimmung
dieses Hohen Hauses jeweils reichliche Mittel hierzu zur
Verfügung gestellt . Durch diese Ausstellung wurde unser
Pferdematerial bekannt und jetzt kommen alle Jahre
Händler aus Bayern , Württemberg und Hessen und kau¬
fen hunderte von Fohlen zu Preisen , wie man sie früher
nicht gekannt hat , es wurden z . B . im letzten Frühjahr
im Gebiet der Zuchtgenossenschaft Weinheim für 12
Wochen alte Fohlen bis zu 370 Mark bezahlt ; der größte
Teil davon ging nach Hessen.

Über Schweinezucht ist schon von verschiedener
Seite geredet worden, ich kann mich dem nur anschließen .

Das Kapitel Rindviehzucht will ich den Herren
überlassen, die das oberbadische Zuchtgebiet vertreten .

Was unser landwirtschaftliches Schul¬
wesen anbelangt , so dürfte m. E . der Besuch unserer
Winterschulen in manchen Bezirken ein erheblich
besserer sein . Im allgemeinen schicken eben nur die¬
jenigen Landwirte ihre Söhne in eine landwirtschaftliche
Winterschule, welche in der Nähe dieser Anstalt ihren
Wohnsitz haben, wo also der Besuch dieser Anstalt mit
möglichst wenig Kosten verknüpft ist . Es zeigt sich dies
auch, wenn man die Schülerzahl von Augustenberg und
Bühl ins Auge faßt vor der Errichtung der Anstalt in
Rastatt und jetzt, nachdem diese Anstalt errichtet ist. Die
Schülerzahl in den beiden genannten Anstalten hat nicht
abgenommen, obgleich die Anstalt in Rastatt mit 28
Schüler besetzt ist . Ich glaube auch , wenn man im Kreis
Freiburg noch eine weitere Anstalt an einem zentral ge¬
legenen Orte errichten würde , daß man das gleiche Ergeb¬
nis erzielen würde.

In der Frage der ländlichen Fortbildungs¬
schulen stehe ich auf dem Standpunkt , den die Großh .
Regierung in der uns übergebenen Denkschrift ein-
nimmt . Ich glaube, die ländliche Fortbildungsschule
hat so viel anderes zu tun , als daß sie sich mit land¬
wirtschaftlichem Fachuntericht befassen kann . Ihre Ar¬
beit liegt auf anderen Gebieten . Sie soll zunächst ein¬
mal die Arbeit der Volksschule fortsetzen und vertiefen ;
das ist der beste Dienst , den sie dem landwirtschaftlichen
Unterricht leisten kann, daß sic deren Schüler besser

vorbereitet und dadurch den Lehrplan 8er Winterschule
entlastet . Übrigens sind auch unsere Lehrer für den
landwirtschaftlichen Unterricht nicht vorgebildet, und ich
glaube, daß die Einführung von Belehrungskursen über
Landwirtschaft für Volksschullehrer auch nicht zum Ziele
führen kann . Die ganze Bestrebung hätte meines Er¬
achtens nur den Erfolg , daß den Schülern , besonders den
besser talentierten , die Erkenntnis beigebracht würde :
Was braucht Ihr in eine Winterschule zu gehen , Ihr
könnt dasselbe in der landwirtschaftlichen Fortbildungs¬
schule lernen und spart Euer Geld. Die Folge wäre
ein Halbwissen, das in der Praxis kaum verwendet wer¬
den könnte, auch der Landwirtschafts niemals von Nutzen
sein würde und eine Abnahme des Besuchs unserer land¬
wirtschaftlichen Winterschulen.

Und nun noch einige Bemerkungen zu den Ausfüh¬
rungen des Herrn Kollegen Breitenfeld . Ich
stimme darin mit ihm überein , daß in diesem Winter
bei der geringen Qualität des Heues und des Qhmdes
die Produktion der Milch infolge größerer Verwendung
von Kraftfuttermitteln teurer zu stehen kommt wie in
normalen Futterjahren . Dies ist auch der Grund , wes¬
halb überall ein Steigen des Milchpreises zu bemerken
ist . Was den zurzeit verlangten Fettgehalt der Milch
anbelangt , so gibt diese Forderung demjenigen, der
pantschen will, erst recht Gelegenheit , dies zu tun , indeni
er einfach seiner guten Milch, die einen höheren Fett¬
gehalt hat , als wie vorgeschrieben ist , so viel Wasser
zusetzt, bis die Milch gerade noch den gesetzlichen An¬
forderungen entspricht. Es gibt aber auch Kühe, be¬
sonders Holländer , die eine so minderwertige Milch
geben , daß sie , obgleich rein gehalten , diesen Anforde¬
rungen nicht entspricht. . Ich stehe in dieser Frage auf
dem Standpunkt des Herrn Kollegen Sänger , der keinen
bestimmten Fettgehalt verlangt , der aber die Milch so
verlangt , wie sie die Kuh gibt (Zurufe ) . Eine scharfe
Kontrolle wäre dabei allerdings nötig .

Der Herr Kollege Breitenfeld hat sodann gegen die
hohen Sch u tz z ö l l e polemisiert und Dänemark als das
Land hingestellt, das keine Schutzzölle habe und doch durch
seine Volksbildung und sein gut ausgebreitetes Genossen¬
schaftswesen als Agrarland mustergültig dastehc . Ich
gebe zu , daß die Landwirtschaft in Dänemark große
Fortschritte zu verzeichnen hat , besonders auf dem Ge¬
biete der Viehzucht . Dieses intensive Züchten von Vieh
— besonders von Milchvieh — bewirkte aber mich ,
daß das dänische Vieh in viel höherem Maße tuberkulös
ist wie das Vieh in Deutschland. Die jährliche. Ausfuhr
von Vieh und Viehprodukten ist in Dänemark von
etwa 80 Millionen in den 80er Jahren auf jetzt 270
Millionen angewachsen . Dabei darf aber nicht ver¬
schwiegen werden, daß mit dem Steigen des dänischen
Vieherports die Produktion von Getreide nicht gleichen
Schritt gehalten hat , ja , daß sie etwas vernachlässigt
wurde und daß Dänemark heute auf eine beträchtliche
Einfuhr von Getreide und Futtermitteln angewiesen ist

Aber die deutsche Landwirtschaft hat auch nicht ge¬
schlafen während dieser Zeit ; auch sie hat große Fort¬
schritte auf den verschiedensten Gebieten zu verzeich¬
nen ; sie ist aber nicht einseitig vorgegangen . Anfang
der 60er Jahre hatte Deutschland nach den Angabe:: des
Kaiserlichen Statistischen Amtes rund 15 Millionen
Rinder . Bis zum Jahre 1907 ist diese Zahl auf 20,5
Millionen gestiegen . Die Zahl der Schweine wuchs in
der gleichen Zeit von 6,46 Millionen auf 22,08 Millionen ;



frte der Schafe ging aber von 28 auf 7.88 Millionen
zurück, während die Zahl der Ziegen von 2 auf 3,5 Mil -
Konen wuchs .

Im Jahre 1873 kamen in Deutschland auf je IVO Ein¬
wohner 38,1 Stück Rindvieh , 17,4 Schweine, 60,9Schafe und 6,8 Ziegen ; im Jahve 1907 aber waren
es 35 Stück Rindvich , 35,4 Schweine, 12,3 Schafe und
25,7 Ziegen. Es kommen also heute auf den Kopf der
Bevölkerung mehr als doppelt so viel Schweine als vor86 Jahren . Das Rindvich hat zwar an Zahlpro Kopf der Bevölkerung um 5 Proz . abgenom¬men, aber dessen Schlachtgewicht ist dank einer
rationelleren Aufzucht und Fütterung um 20 Proz .
gestiegen . Nach der Denkschrift des preußischen Land¬
wirtschaftsministeriums ist das Gesamtschlachtgewicht des '
Lebendviehbestandes von 80,06 Kilogramm pro Kopf der
Bevölkerung im Jahre 1883 auf 91,79 Kilogramm proKopf im Jahre 1907 gestiegen .

Sie sehen daraus , daß auch in Deutschland die Vieh¬
zucht gewaltige Fortschritte gemacht hat ; und wir ver¬danken diesen Fortschritt nicht zuletzt dem Genossen¬
schaftswesen und dem Umstande, daß durch eine scharfe
Seuchenpolizei an den Grenzen und im Lande
selbst unsere Viehbestände im großen und ganzen gesunderhalten worden sind . Ich möchte die Großh . Regierungdringend bitten , die seuchenpolizeilichen Vorschriften auchin Zukunft strenge zu handhaben .

Aber neben diesen Fortschritten auf dem Gebiete derTierzucht ist auch die Produktivität der Ackerkulturganz bedeutend gestiegen . Nach Berechnungen Delbrücksist die Produktion des Brotgetreides im vorigen Jahr -hundert in Deutschland um 136,74 Proz . gestiegen , wäh¬rend die Bevölkerung nur um 130 Proz . zugenommenhat . DUe Steigerung ist auf .eine intensivere Kultu r ,

atf beffMe MstsMg '(KitMüngung )
'

ustv. zurückzu -
führen . In den letzten 25 Jahren wurden pro HÄtarin Tonnen erzielt :

1884—1888
1889—1893
1894—1898
1899—1903
1904- 1908

Roggen
1,00
1,05
1,19
1,51
1,54

Weizen
1,86
1,39
1,54
1,85
1,97

Kartoffeln
8,58
8,74
9,93

13,23
13,30

Es ist aus diesen Zahlen zu ersehen, daß von Periodezu Periode auf der gleichen Fläche mehr erzielt wurdewie vorher, ein Beweis, daß unsere Landwirtschaft vor¬wärts schreitet , daß sie sich vor der dänischen nicht zu schä¬men braucht, und daß von einer Rückständigkeft unsererLandwirte nicht geredet werden darf .
Der Herr Kollege Breitenfeld hat auch davon ge¬sprochen, daß er und seine Parteigenossen Freunde derLandwirtschaft seien . Ich gebe zu, daß die Herren hierin diesem Hohen Hause seit einigen Jahren redlich Mit¬arbeiten in Budget- und anderen Gesetzesvorlagen, di«sich auf die Förderung der Landwirtschaft blichen ; voneiner wahren und uneigennützigen Freundschaft wirdaber doch manchmal kaum geredet werden können. Wennich mir aber die Mehrzahl der Herren von der sozial¬demokratischen Fraktion im Reichstage ansehe, und wennHerr Breitenfeld auch diese als Freunde der Landwirt¬schaft bezeichnen wollte, so müßte ich offen aussprechen:„Gott behüte uns vor diesen Freunden " (Heiterkeit undBeifall ).

Hierauf wird abgebrochen .

Sckluß der Sitzung gegen M Uhr.

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Or . Otto Wallt .Druck und Verlag der G . Brau n schen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe.
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